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Beginn: 10:02 Uhr 

Präsidentin Carina Gödecke: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich begrüße Sie alle ganz herzlich 
heute Morgen. Wir beginnen mit der neunten Sit-
zung des Landtags von Nordrhein-Westfalen. Mein 
Gruß gilt den Besucherinnen und Besuchern auf der 
Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich sieben Abge-
ordnete entschuldigt; wie immer werden ihre Na-
men in das Protokoll aufgenommen. 

Wir treten in die Beratung der heutigen Tagesord-
nung ein.  

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushalts-
plans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2012 (Haushaltsgesetz 
2012) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/300 

erste Lesung 

Und: 

 Mittelfristige Finanzplanung 2011 bis 2015 mit 
Finanzbericht 2012 des Landes Nordrhein-
Westfalen 

Drucksache 16/301 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemein-
den und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 
2012 (Gemeindefinanzierungsgesetz 2012 – 
GFG 2012) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/302 

erste Lesung 

Und: 

Gesetz zur Errichtung eines Fonds des Lan-
des Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des 
Gesetzes zur Unterstützung der kommunalen 
Haushaltskonsolidierung im Rahmen des 
Stärkungspakts Stadtfinanzen (Stärkungs-
paktfondsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/176 

erste Lesung 

Und: 

Für mehr Gerechtigkeit im kommunalen Fi-
nanzausgleich – gestaffelte fiktive Hebesätze 
einführen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/816 

Sowie: 

Rückkehr zu einer das Recht und die Verfas-
sung achtenden Haushaltspolitik in Nord-
rhein-Westfalen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/819 

Ich erteile dem Finanzminister, Herrn Dr. Walter-
Borjans, zur Einbringung des Haushalts das Wort. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ministerprä-
sidentin Hannelore Kraft hat vorgestern in ihrer Re-
gierungserklärung von einem Dreiklang gespro-
chen, den wirklich dauerhaft konsolidierte Landesfi-
nanzen voraussetzen. Da geht es um Zukunftsin-
vestitionen, es geht um gezieltes Sparen, und es 
geht um angemessene Einnahmen. Sie hat auch 
gesagt, dass das Sparen in diesem Dreiklang deut-
lich herauszuhören sein muss. 

Diese Leitlinie gilt für die Legislaturperiode, die vor 
uns liegt. Sie galt aber auch schon für den Haus-
haltsentwurf 2012, den ich am 21. Dezember 2011 
eingebracht habe.  

Wirklich nachhaltige Konsolidierung – auch das hat 
die Ministerpräsidentin gesagt – gelingt allerdings 
nicht allein durch Kürzungen auf der Ausgabenseite. 
Wir sagen offen, was für eine Politik stabiler Finan-
zen nötig ist, die die Aufgabenerfüllung des Staates 
nicht als Last, sondern als Herausforderung sieht, 
eine Politik, die Nordrhein-Westfalen mit seiner 
engmaschigen Infrastruktur, mit seiner guten Bil-
dungslandschaft, mit seiner öffentlichen Sicherheit, 
mit seinem sozialen Zusammenhalt in handlungsfä-
higen Städten und Gemeinden nicht weiter zur Dis-
position stellt, sondern in der Champions League 
hält. Das unterscheidet uns von dem, was die Op-
position unter Konsolidierung versteht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Die Opposition – das hat die gestrige Debatte über 
die Regierungserklärung gezeigt – hat sich ganz auf 
Märchenstunden verlegt, auf das Prinzip der 
schlichten Behauptung als Ersatz für gehaltvolle 
Gegenentwürfe. Aber, Herr Laumann, das soll ja 
heute anders werden. Wenn ich den Radionachrich-
ten glauben darf, dann gibt es heute ganz konkrete 
Vorschläge, was Sie anders machen würden. 

CDU und FDP erzählen immer wieder gerne das 
Märchen vom ganz einfachen Sparen, bisher aller-
dings ohne einen einzigen konkreten Vorschlag.  

(Zuruf von der FDP: Das stimmt doch nicht! – 
Weitere Zurufe von CDU und FDP) 

Das war einer der Hauptgründe für Ihr Wahldesas-
ter. Stattdessen gibt es ständig neue, sehr konkrete 
Forderungen nach Mehrausgaben. In der Sommer-
pause liest man, dass viel zu wenig für die Inklusion 
bereitgestellt wird. Man liest, dass die Universitäten 
zu wenig Geld bekommen. Es kam eine Pressemit-
teilung nach der anderen, die besagte, dass nicht 
eingespart, sondern Geld ausgegeben werden sol-
le.  

Es wird auch das Märchen von der gelungenen 
Konsolidierung im Jahr 2008 erzählt. Interessant ist, 
dass von 2009 und 2010 bei Ihnen nie die Rede ist. 
Da schoss die Kreditaufnahme nämlich wieder nach 
oben. Aber das war ja der Krise in der Weltkonjunk-
tur geschuldet, für die Schwarz-Gelb nichts konnte. 
Der weltweite Boom des Jahres 2008 dagegen war 
das Werk der schwarz-gelben Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN)  

Meine Damen und Herren, der Rückgang der Neu-
verschuldung im Jahr 2008 war tatsächlich nicht nur 
die Folge sprunghaft gewachsener Steuereinnah-
men. Er war auch zu einem guten Teil die Folge 
skrupelloser Lastenverschiebungen auf die kommu-
nalen Haushalte.  

Wohlklingend ist auch immer wieder das Märchen 
von den keine Kosten verursachenden Sparfüchsen 
in dem von Helmut Linssen geführten Finanzminis-
terium. Die Wahrheit: Sein Projektbüro Haushalts-
konsolidierung hat 6 Millionen € für externe Berater 
gekostet. So einfach sind die Märchen der Oppositi-
on gestrickt. 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

Am schaurigsten ist das Märchen von dem Ruck-
sack voller Schulden, die wir der nächsten Genera-
tion hinterlassen, das Herr Laumann so gern er-
zählt. 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Ja! – Zuruf von 
der FDP: Das ist kein Märchen!) 

Diese Behauptung war nie so falsch wie jetzt, da es 
um unsere Generation geht. Richtig ist, dass die öf-
fentlichen Haushalte immer tiefer ins Minus rut-

schen bzw. schon gerutscht sind, und zwar nicht nur 
der nordrhein-westfälische, sondern die öffentlichen 
Haushalte insgesamt. Richtig ist aber auch, dass 
das private Vermögen noch nie so explosionsartig 
angewachsen ist wie zu Zeiten dieser Generation. 
Diese Generation wird ihrer Nachfolgegeneration 
mehr hinterlassen als je eine Generation zuvor.  

(Zuruf von der FDP: Schulden!) 

Aber über 60 % davon sind in der Hand eines Zehn-
tels der Bevölkerung. Ich neide den Wohlhabenden 
ihren Wohlstand nicht; 

(Lachen von der FDP) 

ich stelle nur fest, dass dieser Wohlstand ohne die 
von diesem Staat geschaffenen Voraussetzungen 
ebenso wenig möglich gewesen wäre wie die Siche-
rung dieses Wohlstands für die Zukunft.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Kluge Vermögende haben längst erkannt, dass ein 
größerer Beitrag zur Finanzierung öffentlicher Leis-
tungen auch in ihrem ureigenen Interesse ist. Wer 
die Verschuldung stoppen und damit die Verantwor-
tung für unser Land und auch für die nächsten Ge-
nerationen nicht an der Garderobe abgeben will, der 
darf nicht nur von Leistungsabbau reden. Der muss 
über Effizienzsteigerung, aber auch über angemes-
sene Einnahmen und über eine gerechte Verteilung 
dessen reden, was die gesamte Generation erwirt-
schaftet hat 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, unser Entwurf hat nicht 
Wunschdenken und auch nicht Geschichtsklitterung 
als Grundlage, sondern die ganz nüchterne Analyse 
dessen, was zu tun ist und womit das finanziert oder 
auch gegenfinanziert werden muss.  

Dass wir damit schon im März auf einem guten Weg 
waren, hat seinerzeit selbst Herr Papke in Inter-
views und in Gesprächen attestiert. Damals gab es 
allerdings das Programm „Kurve kriegen“ noch 
nicht. Das Ergebnis kennen wir: Die FDP hat da-
mals die Kurve nicht gekriegt und das anschließend 
als Gradlinigkeit verkauft.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Da wir davon überzeugt sind, dass es sich bei dem, 
was in dem ursprünglichen Etatplan stand, um die 
richtigen Schwerpunkte gehandelt hat, lege ich heute 
eine aktualisierte Fassung des Entwurfs vom ver-
gangenen Dezember vor. Wir behalten unsere Spar-
anstrengungen bei, die in dem ursprünglichen Etat-
plan vorgesehen waren.  

Um den entschlossenen Kurs hin zur Schulden-
bremse im Jahr 2020 zu halten, müssen allerdings 
die Ressorts rund 750 Millionen € an globalen Min-
derausgaben erbringen. Das werden wir schaffen. 
Bei uns bedeuten globale Minderausgaben auch 
globale Minderausgaben, und globale Mehreinnah-
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men bedeuten globale Mehreinnahmen. Ich nenne 
die nicht „Finanztransaktionsteuer“, ohne zu wissen, 
ob sie kommt, wenn man nach den sehr „konkreten“ 
Formulierungen im Bundeshaushalt geht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Nordrhein-Westfalen ist auf einem guten Weg. Trotz 
mancherlei Sonderlasten, die unser Land zu bewäl-
tigen hat, liegt die Neuverschuldung pro Kopf 
durchschnittlich unter dem Durchschnitt der anderen 
Länder. 2011 lag sie mit durchschnittlich 165 € pro 
Kopf deutlich niedriger als etwa in Niedersachsen 
mit 310 € oder in Hessen mit 199 €. Wir lagen auch 
deutlich unter dem Bund mit 212 €. 2012 muss der 
Bundesfinanzminister 10,3 % seines Haushalts mit 
Krediten finanzieren. In diesem Entwurf sind es 
8,1 %. 

Was sind die wesentlichen Veränderungen im 
Rahmen der vorgenommenen Aktualisierungen?  

Wir hatten Anfang des Jahres in den Haushaltsbe-
ratungen zur dritten Lesung schon eine Absenkung 
von 360 Millionen € angekündigt. Damit haben wir 
nach der ersten Einbringung die Schlüsse aus dem 
positiven Vollzug des Haushalts 2011 gezogen und 
vorgeschlagen, die Nettoneuverschuldung von rund 
4 Milliarden € auf 3,6 Milliarden € abzusenken. Die-
se angekündigte Absenkung machen wir mit dem 
jetzt vorgelegten Entwurf wahr. 

Über die 360 Millionen € hinaus ist aber auch die 
1 Milliarde € zu berücksichtigen, die wir auf der 
Grundlage des Gesetzes zur Restrukturierung der 
WestLB AG erbringen müssen.  

Hinzu kommen weitere notwendige Anpassungen, 
etwa Mindereinnahmen aus der Bundesergän-
zungszuweisung oder aus dem Länderfinanzaus-
gleich; denn wir haben eine bessere Finanzentwick-
lung als der Durchschnitt der anderen Länder.  

Es kommt allerdings auch die Absenkung der Zins-
ausgaben hinzu, weil das Zinsniveau weiter gesun-
ken ist.  

Es gibt aber auch Mehrausgaben, etwa 107 Millio-
nen € im Zusammenhang mit dem Kinderförde-
rungsgesetz. Das ist die erstmalige Veranschlagung 
der vom Verfassungsgericht verlangten Erstattung 
an die Kommunen. In Ihrem Duktus, meine Damen 
und Herren von der CDU, würde das heißen: „Re-
paratur eines Verfassungsbruchs, eine schallende 
Ohrfeige seitens der Verfassungsrichter“ – aller-
dings verursacht von Schwarz-Gelb.  

(Zuruf von der CDU: Sie kennen sich ja gut 
aus!) 

– Sie hatten schon vorher lange Erfahrung damit, 
wie so etwas geht.  

Damit hat der Haushaltsentwurf 2012 ein Gesamt-
volumen von 58,8 Milliarden €.  

In der neuen Legislaturperiode gibt es zudem ein 
Ministerium mehr. Aus dem ehemaligen Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Ver-
kehr sind zwei neue Ressorts geworden: das Minis-
terium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr sowie das Ministerium für Wirtschaft, Ener-
gie, Industrie, Mittelstand und Handwerk. Das ma-
chen wir ohne zusätzliche Belastungen für den 
Haushalt. 

Weil wir an unseren Schwerpunkten festhalten, 
bleiben auch die Verbesserungen bestehen, wie sie 
im Ausgangsentwurf enthalten waren: für frühkindli-
che Bildung und Betreuung insgesamt 
214 Millionen € mehr, wegen der Abschaffung der 
Studiengebühren als Kompensation 124 Millionen € 
mehr an die Hochschulen.  

Mit dem Gemeindefinanzierungsgesetz werden den 
Kommunen 8,4 Milliarden € zur Verfügung gestellt, 
500 Millionen € bzw. 6,3 % mehr als 2011 und die 
höchste Finanzausgleichsmasse überhaupt. Dar-
über hinaus kommen weitere 8,1 Milliarden € an 
Zweckzuweisungen für die Kommunen aus dem 
Landeshaushalt. Damit ist fast jeder dritte Euro im 
Landeshaushalt direkt für die Kommunen bestimmt. 

In den Zuweisungen sind auch die Ausgaben für 
das Stärkungspaktgesetz enthalten. Aber zum GFG 
wird der Kollege Ralf Jäger noch etwas sagen. 

Zur Einnahmenseite: Für 2012 rechne ich weiterhin 
mit 43,1 Milliarden € an Steuereinnahmen. Was war 
das für eine Empörung, als ich diese Zahl im ver-
gangenen Dezember vorgetragen habe. Nach acht 
Monaten haben wir nun 28,1 Milliarden € einge-
nommen, 1,6 Milliarden € mehr als im Vorjahreszeit-
raum. Wir haben für das Gesamtjahr ein Plus von 
4,9 % unterstellt. Nach acht Monaten sind es zurzeit 
plus 5,9 %.  

Ich finde es interessant, dass sogar das RWI, das 
die Arbeit der Landesregierung ja nicht immer nur 
mit den schönsten Flötentönen begleitet, feststellt 
und anerkennt, dass ein großer Teil eben auch in 
die Reduktion von Verschuldung fließt. Das ist aus 
unserer Sicht noch einmal eine Bestätigung, dass 
die Mittel ausgewogen verwendet werden.  

Ich bin zuversichtlich, dass wir den Steuereinnah-
menansatz, den wir im Haushalt stehen haben, er-
reichen werden. Dazu trägt auch ein schwieriger 
Schritt bei, nämlich dass wir die Grunderwerbsteuer 
von 3,5 % auf 5 % erhöht haben und deshalb in den 
ersten acht Monaten 250 Millionen € aus dieser 
Steuer mehr eingenommen haben als im vergleich-
baren Vorjahreszeitraum.  

Meine Damen und Herren, Ihnen liegt ein Haus-
haltsentwurf vor, der ohne die WestLB-Strukturie-
rung mit einer Nettoneuverschuldung von 3,6 Milli-
arden € auskäme. Mit dieser Strukturierung sind es 
4,6 Milliarden €. So oder so sind es aber 500 Millio-
nen € weniger, als die Investitionsgrenze in der Ver-
fassung zulässt.  
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Zeitgleich mit dem Haushalt 2012 legen wir auch die 
mittelfristige Finanzplanung vor. Wir setzen alles da-
ran, die Neuverschuldung des Landes schrittweise 
mit dem Ziel abzusenken, 2020 bei null auszukom-
men. Die Finanzplanung zeigt: Wir sind auf einem 
guten Weg. Sie zeigt auch, wie abwegig das Re-
chenkunststück war, das uns Herr Laumann und 
Herr Krückel gestern geboten haben, als sie auf ei-
ne sehr einfache Rechenart zu einem Zeitraum von 
36 Jahren bis zum Erreichen der Schuldenbremse 
gekommen sind.  

Herr Laumann, Herr Krückel, wenn ich Ihrer Logik 
folgen würde, dann hätte die letzte Finanzplanung 
der schwarz-gelben Koalition einen Weg von 66 
Jahren vorgezeichnet. Sie hatten nämlich anders 
als wir noch 6,6 Milliarden € neue Schulden geplant 
und wollten dauerhaft jährlich in der gesamten Fi-
nanzplanungsphase 100 Millionen € abbauen. Sie 
hätten also wenigstens gestern attestieren sollen, 
dass wir Ihren Zeitplan für den Verschuldungsabbau 
halbiert haben. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

In der aktualisierten Finanzplanung sind jetzt übri-
gens auch Werte für die Altlasten aus der Phoenix-
Garantie enthalten, entsprechend aktuellen Progno-
sen 900 Millionen € für 2014 und 605 Millionen € für 
2015. Diese Einschläge verzögern natürlich noch 
einmal den Abwärtstrend, den wir vorgeschlagen 
haben: 3,46 Milliarden € bis 2014 und 2,65 Milliar-
den € bis 2015, um 800 Millionen € abgesenkt. Wir 
wären 2015 ohne Phoenix bei 2 Milliarden €.  

Jetzt holt uns ein, was mit der Klage gegen den 
Nachtragshaushalt 2010 unterbunden wurde. Ich 
habe schon damals, meine Damen und Herren von 
der Opposition, gesagt: Sie haben mit Erfolg einen 
Nachtragshaushalt zerschossen, aber das Problem 
haben Sie nicht gelöst. Im Gegenteil: Sie haben es 
wie so vieles verschoben und weniger kalkulierbar 
gemacht. Und nun schlägt es in den nächsten Jah-
ren ein.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ihre Strategie war schon damals durchsichtig. Es 
war ein Ablenken von dem, was Sie an Altlasten 
hinterlassen haben und jetzt als mangelnden Spar-
willen der neuen Landesregierung darstellen. Das 
hat nicht nur die Landesregierung Ihnen nicht 
durchgehen lassen, das haben Ihnen auch die 
Wähler nicht durchgehen lassen.  

Aber trotz der Sondereffekte sinkt die Nettoneuver-
schuldung, sodass 2020 mit diesen Effekten und mit 
den Anstrengungen, die wir unternehmen, erreich-
bar ist.  

Bei der notwendigen Konsolidierung auf der Ausga-
benseite wird das Effizienzteam die Landesregie-
rung unterstützen und die bereits in der 
15. Wahlperiode begonnene Arbeit fortsetzen. Die 

Entscheidung zur Zusammenlegung der Oberfi-
nanzdirektionen ist ein Beispiel dafür, wie wir an 
Strukturen, wie wir an Förderprogrammen, wie wir 
an aufgabenkritischen Untersuchungen arbeiten 
und das in den nächsten Monaten auch verstärken 
werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir stehen mit dem Landeshaushalt vor der großen 
Herausforderung, die verfassungsrechtlich festge-
schriebene Schuldenbremse einzuhalten, ohne die 
Erfüllung staatlicher Aufgaben zu vernachlässigen. 
Wer erzählt, dass eine hochentwickelte Industriere-
gion ohne verheerende Folgen die Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte allein auf der Ausgaben-
seite erreichen kann, der streut den Menschen und 
auch den Unternehmen im Land Sand in die Augen.  

Die starke Position Nordrhein-Westfalens ist auch 
die Folge unserer Infrastruktur, unserer Bildung, un-
serer Sicherheit, unseres sozialen Zusammenhalts. 
Die Hauptquelle dafür sind Steuereinnahmen. Um 
die Schuldenbremse einzuhalten, ist eine Stärkung 
dieser Einnahmenbasis unerlässlich. 

Dazu bereiten wir zusammen mit anderen Ländern 
Bundesratsinitiativen vor, die wir im Zuge der Haus-
haltsberatungen der nächsten Jahre mit Sicherheit 
intensiv beraten können. 

Wir haben am 13. Mai den Auftrag erhalten, den 
begonnenen Weg weiterzugehen und Haushalts-
konsolidierung zu betreiben, die ihren Namen ver-
dient hat. Ich habe es gestern schon gesagt: In 
„Konsolidierung“ steckt das Wort „solide“. Das ist 
etwas anderes als „Augen zu und durch ohne Sinn 
und Verstand“. Dies würde nur wieder im Verschie-
ben oder Verstecken der Lasten enden.  

Konsolidierung ist die Kunst, mit Augenmaß zu er-
kennen, was eine hochentwickelte Industrie- und 
Dienstleistungsgesellschaft braucht, um im Wettbe-
werb der Standorte weiter oben dabei zu sein. Es ist 
nicht nur eine Frage von Wirtschaft und Technik, 
sondern auch eine politische Herausforderung, die 
Qualität des Zusammenlebens der Menschen im 
Land zu erhalten und weiterzuentwickeln.  

Wir werden weiter Kurs halten. Dieser Haushalts-
entwurf soll seinen Beitrag dazu leisten. Ich freue 
mich auf eine konstruktive Diskussion. – Danke 
schön. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Bevor ich die Beratung eröffne, möchte 
ich die Fraktionen darauf hinweisen, dass der Fi-
nanzminister die vereinbarte Redezeit um knapp 
zwei Minuten überzogen hat, die damit selbstver-
ständlich auch den Fraktionen zur Verfügung ste-
hen.  
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Als erstem Redner für die Fraktionen erteile ich 
Herrn Kollegen Börschel für die SPD-Fraktion das 
Wort.  

Martin Börschel (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die Dramaturgie dieser Sitzungsverläufe 
hat es an sich, dass ich es eigentlich sehr, sehr kurz 
machen und sagen kann: Der Finanzminister hat 
nicht nur das Notwendige gesagt, er hat das Richti-
ge gesagt. Er hat nichts gesagt, was man nicht un-
terstützen kann. Insofern kann er bei seinen weite-
ren Etatplanungen auf die volle Unterstützung der 
regierungstragenden Koalitionsfraktionen setzen.  

Nichtsdestotrotz soll das hier natürlich auch ein Auf-
takt zu einer Debatte werden, die ich insbesondere 
in Richtung der Kolleginnen und Kollegen der CDU-
Fraktion führen will.  

Herr Kollege Optendrenk, es ist normal, dass jeder 
hier in diesem Haus Vorgänger hat. Manche Schat-
ten der Vorgänger sind länger, manche kürzer. In 
Ihrem Fall wiegt das vermutlich besonders schwer. 
Trotzdem werden Sie sich an dem festhalten müs-
sen, was Ihr Vorgänger im Amt des haushalts- und 
finanzpolitischen Sprechers Ihrer Fraktion, aber 
auch Ihr Fraktionsvorsitzender Laumann noch vor 
wenigen Monaten im Landtag Nordrhein-Westfalen 
zum Haushaltsentwurf 2012 – wir haben gerade 
gehört, dass der im Wesentlichen in unveränderter 
Form schon einmal eingebracht und von Ihnen da-
mals abgelehnt wurde – vorgetragen haben. Mit ei-
nigen dieser Punkte möchte ich Sie gerne konfron-
tieren.  

Sie haben damals nämlich – und zwar noch in ei-
nem Eckpunktepapier; das war im März dieses Jah-
res – der Regierung zum Beispiel vorgeworfen, sie 
habe die Einnahmen vorsätzlich zu hoch geschätzt, 
und zwar um etwa 1 Milliarde €. Die Regierung hat-
te 43,1 Milliarden € als Steuereinnahmen angesetzt. 
Sie waren der Auffassung, 42,1 Milliarden € seien 
der korrektere Wert.  

Mittlerweile wissen wir, dass sich die Steuerein-
nahmen in den ersten acht Monaten dieses Jahres 
sogar noch deutlich besser entwickelt haben, als die 
Regierung zugrunde gelegt hatte. Wir liegen um ei-
nen Prozentpunkt über den Steigerungen, die ver-
anschlagt worden sind, nämlich bei insgesamt 
5,9 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Insofern 
gehe ich davon aus, dass Sie Ihre Äußerung heute 
nicht aufrechterhalten werden, dass die Regierung 
die Steuereinnahmen vorsätzlich zu hoch angesetzt 
habe. Im Gegenteil: Es ist vollkommen im Plan, 
wenn nicht noch mehr. 

Zweiter Punkt. Sie haben den Länderfinanzaus-
gleich angesprochen und kritisiert, dass die Ein-
nahmen um 250 Millionen € zu hoch geschätzt sei-
en. Das korrespondierte damals allerdings nicht mit 
Ihren Überlegungen zu den Steuereinnahmen. 

Denn der Effekt ist eindeutig: Je mehr Steuern man 
einnimmt und je stärker die Finanzkraft eines Bun-
deslandes ist, umso weniger bekommt man aus 
dem Länderfinanzausgleich oder aus den Bundes-
ergänzungszuweisungen. Oder man muss gar zah-
len. Das ist völlig klar.  

Es ist jetzt also logisch: Da sich die Steuerkraft 
Nordrhein-Westfalens so positiv entwickelt hat, wie 
sich das in den ersten acht Monaten dieses Jahres 
gezeigt hat, dann haben Sie im Nachhinein mit Ihrer 
damals unlogischen Behauptung recht, der Länder-
finanzausgleich sei zu hoch angesetzt. Diese 
250 Millionen € aus dem Länderfinanzausgleich 
sind jetzt abgesetzt worden. Auch dieser Punkt hat 
sich also schlicht und einfach erledigt.  

Sie haben damals kritisiert – das haben Sie wirklich 
sehr groß aufgebauscht –, 1 Milliarde € Kosten für 
die Rettung der WestLB seien im Haushaltsentwurf 
nicht enthalten. Es bleibt dabei, dass es vollkom-
men richtig war – alleine schon, um unsere Ver-
handlungsposition nicht zu verschlechtern –, zum 
damaligen Zeitpunkt wegen mangelnder Etatreife 
die 1 Milliarde € für die WestLB nicht einzustellen. 
So oder so, jetzt ist sie drin. Das Restrukturierungs-
gesetz ist beschlossen. Insofern gibt es jetzt keine 
vernünftige Alternative. Auch dieser Punkt – das, 
was Sie damals kritisiert haben – hat sich also in ein 
laues Lüftchen aufgelöst. 

Dann erinnere ich daran, dass Sie einige Einspar-
vorschläge gemacht haben. 716 Millionen € waren 
von Ihnen genannt worden. In der Addition kam das 
zwar nie hin; aber ich übernehme einmal Ihre Dikti-
on. Diese 716 Millionen € bestanden aus drei gro-
ßen Komponenten.  

Zum einen wollten Sie die Studiengebühren wieder 
einführen. Das heißt, Sie wollten aus dem Haus-
haltsentwurf 249 Millionen € Kompensationsmittel 
an die Hochschulen streichen. Puff, weg! Ihr dama-
liger Spitzenkandidat Röttgen hat das im Landtags-
wahlkampf zurückgenommen. Sie halten diesen 
Einsparvorschlag nicht mehr aufrecht. Insofern ist 
auch dieser aus Ihrer Sicht vorgebrachte Kritikpunkt 
mittlerweile erledigt.  

Dann haben Sie kritisiert, in diesem Haushaltsent-
wurf seien 142 Millionen € für ein beitragsfreies Kin-
dergartenjahr enthalten. Auch das ist weg, hat sich 
in Luft aufgelöst. Auch diesen Einsparvorschlag ha-
ben Sie schon im Landtagswahlkampf – der Ihnen 
ja „so viel gebracht hat“ – nicht mehr aufrechterhal-
ten. Das heißt, auch diesen Kritikpunkt können Sie 
gegenüber dem jetzigen Haushaltsplanentwurf nicht 
mehr vortragen. 

Letzter Punkt. Auch vom Sozialticket habe ich nie 
wieder etwas gehört. 30 Millionen € zum Einstieg in 
ein landesweites Sozialticket sind im Haushaltsent-
wurf enthalten. Auch dazu gab es von Ihnen nie 
wieder Kritik. Auch das hat Ihr damaliger Landes-
vorsitzender und Spitzenkandidat Röttgen einkas-



Landtag   14.09.2012 

Nordrhein-Westfalen 396 Plenarprotokoll 16/9 

 

siert. Auch das können und werden Sie hier nicht 
mehr aufrechterhalten.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn ich das jetzt noch summa summarum – das 
ist der langen Rede kurzer Sinn – mit dem zusam-
mennehme, was Ihr Fraktionsvorsitzender Laumann 
noch gestern in der Debatte zur Regierungserklä-
rung vorgetragen hat – er hat nämlich groß ange-
kündigt, dass die CDU-Fraktion selbstverständlich 
Einsparvorschläge machen werde, Vorschläge für 
die Haushaltskonsolidierung machen werde, aber 
eben erst für den Haushalt 2013; kein Wort über 
den Haushalt 2012 –, dann haben Sie endgültig je-
des Recht verwirkt, jetzt hier noch in alter und rei-
nen Ritualen folgender Manier den Haushaltsent-
wurf der Regierung zu bekritteln. Alle Ihre Punkte 
haben sich in Luft aufgelöst, nichts davon ist geblie-
ben. Deswegen bleibt Ihnen eigentlich – wenn Sie 
nur einigermaßen logisch agieren würden – nichts 
anderes übrig, als diesem Haushaltsentwurf zuzu-
stimmen. Ich bin sehr gespannt, wie Sie das sehen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Haushaltsentwurf – damit kann ich, was die ers-
te Runde angeht, schließen; ich bin natürlich auf die 
Widerwortdebatte sehr gespannt – setzt die richti-
gen Schwerpunkte: frühkindliche Bildung; Einstieg 
und weitere nachhaltige Schritte in die beitragsfreie 
Bildungskette; Rekordzuweisungen an die Kommu-
nen in nie dagewesener Weise; Hilfspakete für die 
Kommunen, für die Ärmsten unter den Städten und 
Gemeinden. Es ist also alles, was wichtig ist und 
was die die Regierung tragenden Koalitionsfraktio-
nen für richtig halten, in diesem Haushaltsentwurf 
drin. Und alles, was Sie vorgebracht haben, ist zu-
sammengefallen wie ein Kartenhaus. 

Der einzige Unterschied, der vielleicht noch bliebe, 
wenn ich mir Ihr Eckpunktepapier vom 8. März 2012 
ansehe, ist tatsächlich das Steuerabkommen mit 
der Schweiz. Sie haben vorgeschlagen, 200 Millio-
nen bis 300 Millionen € als Einnahmen aus diesem 
Steuerabkommen einzuplanen. Dazu kann ich 
Ihnen sagen: Das kann nicht tatsächlich der einzige 
tragende Grund sein, jetzt am Ende ritualisiert noch 
gegen den Haushaltsentwurf 2012 zu Felde zu zie-
hen. 

Ein Steuerabkommen, das längst totgeritten ist, das 
Ihr Koalitionspartner im Bund, die FDP, schon 
längst mit zu Grabe getragen hat – wir werden 
gleich noch darüber debattieren –, das trotz der 
rechtlichen Rahmenbedingungen, die man da 
schaffen will, immer noch scheunentorgroße Aus-
nahmetatbestände für Steuerhinterzieher auf dem 
Rücken und zulasten der ehrlichen Steuerzahler 
schafft, das wird Ihnen nicht gut bekommen. Das 
wird die CDU auf Dauer nicht halten. Insofern bin 
ich sehr, sehr gespannt, wie Sie die Kurve da noch 
kriegen wollen. – Einstweilen vielen Dank und bis zu 
einer zweiten Runde.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Börschel. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Dr. Optendrenk.  

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten heute, 
am 14. September 2012, in erster Lesung einen 
Landeshaushalt 2012. Dieses Datum alleine schon 
zeigt, dass die Landesregierung nach den Land-
tagswahlen nicht daran interessiert war und offen-
sichtlich auch weiterhin nicht daran interessiert ist, 
diesen Haushalt mit einer ernsthaften Beratung des 
Landtags zu versehen oder eine solche zu ermögli-
chen. 

(Beifall von der CDU) 

Herr Minister, sonst hätten Sie einen bis auf kleine 
Veränderungen, die Sie eben geschildert haben, 
unveränderten Entwurf direkt nach der Regierungs-
bildung einbringen können, noch vor der Sommer-
pause. 

(Beifall von der CDU) 

Das Haushaltsjahr 2012 ist bereits zu zwei Dritteln 
vorbei. Damit haben die Beratungen heute nur noch 
historischen Charakter. Das beantwortet auch die 
Frage, warum unserer Fraktionsvorsitzender ange-
kündigt hat, dass wir unsere Vorschläge zur struktu-
rellen Haushaltsveränderung erstmals zum Haus-
halt 2013 und nicht zu einem zu bereits zwei Dritteln 
vollzogenen und im November schon fast abgelau-
fenen Haushaltsentwurf einbringen werden. 

(Beifall von der CDU) 

Das Budgetrecht ist das Königsrecht des Parla-
ments. Oder anders ausgedrückt: Die Verfassung 
geht davon aus, dass sich der Landtag eine Lan-
desregierung zur Ausführung des politischen Pro-
gramms leistet und nicht umgekehrt. Wenn aber ein 
Haushalt erst so spät verabschiedet wird, dann ist 
die politische Steuerungsfunktion des Haushalts 
null. 

(Beifall von der CDU) 

Schon beim ersten Blick auf diesen Haushaltsent-
wurf fällt auf, dass diese Landesregierung mit Geld 
nicht umgehen kann. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Aber ihr!) 

Sie ist – wenn man es überspitzt sagen wollte – ein 
typischer Fall für die Schuldnerberatung. 

(Beifall von der CDU) 

Sie beschäftigen sich am liebsten – Fachleute nen-
nen das Vermeidungsstrategie oder Verdrängung – 
auch eine ganze Sommerpause lang gar nicht mit 
Ihrem Haushalt. Das war im letzten Jahr schon so. 
Damals haben Sie vermieden, möglichst zeitnah ei-
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nen Haushalt 2012 ins Parlament einzubringen. 
Herr Minister. Sie haben es eben noch einmal ge-
sagt: Sie haben im Dezember 2011 einen Entwurf 
für 2012 eingebracht, aber nicht vor dem 30.09., 
was normalerweise notwendig ist, damit ein Haus-
halt in Kraft treten kann, bevor das Haushaltsjahr 
beginnt. 

(Beifall von der CDU) 

Angeblich musste erst die Entscheidung des Lan-
desverfassungsgerichts über Ihren Nachtragshaus-
halt 2010 abgewartet und eingehend geprüft wer-
den. Ich erinnere daran: Damals haben Sie in 
Münster eine historische Niederlage eingesteckt. 
Erstmals in der Geschichte des Landes hat das Ge-
richt in den Haushaltsvollzug eingegriffen. 

Wenn Sie sich bereits mit dem Haushalt 2010 an 
Recht und Gesetz gehalten hätten, hätten Sie sicher 
auch den Haushalt 2011 zeitnah einbringen und 
man hätte ihn 2011 verabschieden können. Dann 
gäbe es übrigens das Verfassungsgerichtsverfahren 
der Linken zur verspäteten Einbringung des Haus-
halts aus dem letzten Jahr auch nicht. Wir haben 
noch manche offene Fragen. 

Wenn wir fragen, warum Sie sich ständig wegdu-
cken, so lautet die Wahrheit: Im Vergleich zum Er-
gebnis des Haushalts 2011 – das ist die einzig seri-
öse Vergleichszahl – steigt Ihre Nettoneuverschul-
dung im Haushaltsentwurf 2012, wie er uns heute 
vorliegt, um mehr als 50 %. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

In Zeiten, in denen solide wirtschaftende Länder 
Jahresüberschüsse vermelden, geht es in NRW 
weiter, ja, verstärkt in die falsche Richtung. Nord-
rhein-Westfalen macht mehr Schulden statt weni-
ger, und das obwohl sich die Steuereinnahmen 
2012 – Sie hatten es geschildert – auf Rekordkurs 
befinden. 

Rechnen wir dazu, was das Land seit Übertragung 
der Kfz-Steuer auf den Bund als Kompensation 
noch dazubekommt, die aber nicht mehr als Steu-
ereinnahme erscheint, sind es sogar fast 45 Milliar-
den €, die bis zum Jahresende als Steuern oder 
steuerähnliche Einnahmen in den Landeshaushalt 
fließen. Das sind gewaltige Summen mehr. Das 
sind 3 – oder wenn Sie so wollen – 5 Milliarden € 
mehr als 2008, als am Jahresende die Ausgaben 
unter den Einnahmen lagen, und zwar zugegebe-
nermaßen in einem sehr guten konjunkturellen Jahr, 
aber eben auch, weil man sich eben nicht verwei-
gert hat, strukturelle Änderungen vorzunehmen. 

(Beifall von der CDU) 

Die Gründe dafür, warum es nicht vorangeht, kann 
man seit dem 13. Mai wieder wie unter einem 
Brennglas vergrößert betrachten: Sie kümmern sich 
auf rund 200 Seiten in Ihrem Koalitionsvertrag um 
alle möglichen Themen, 

(Martin Börschel [SPD]: Nur kein Neid!) 

nur nicht um das Kernproblem, die desaströse fi-
nanzielle Lage des Landes. 

Hinweise dazu finden sich nur unter ferner liefen. 
Das erinnert doch an manchen Schuldenmacher, 
der sich mit der eigenen Situation am liebsten nicht 
beschäftigt, die Realitäten ausblendet und über an-
deres redet. 

(Beifall von der CDU) 

Die Ministerpräsidentin hat wieder wortreich Be-
gründungen dafür geliefert, warum es angeblich 
nicht nur schlechte, sondern auch gute Schulden 
gibt, so etwas wie präventive Schulden. Echte Prä-
vention, liebe Kolleginnen und Kollegen, muss die 
Probleme in den Griff bekommen, ohne auf Kosten 
der Zukunft und auf Kosten der nächsten Generati-
on zu wirtschaften, die diese Schulden anschlie-
ßend irgendwann bezahlen muss. Echte Prävention 
muss aus den laufenden Einnahmen ohne Neuver-
schuldung bezahlt werden. Und das ist auch mög-
lich. 

Dazu müssen Zukunftsinvestitionen gestärkt und 
eben der Gegenwartskonsum reduziert werden. Zu 
solchen Entscheidungen ist die Landesregierung 
aber weder fähig noch offensichtlich vor der Bun-
destagswahl willig. 

(Beifall von der CDU – Martin Börschel 
[SPD]: Werden Sie doch einmal konkret!) 

Sie versuchen, solche Entscheidungen ganz offen-
sichtlich bis Herbst 2013 um fast jeden Preis zu 
vermeiden. Aber dabei vergessen Sie etwas: Das 
sind nämlich nicht Ihre Schulden, sondern das sind 
die Schulden, die Sie den Bürgerinnen und Bürgern 
dieses Landes aufladen. Mit den Haushalten 2010, 
2011 und 2012 wird jeder nordrhein-westfälische 
Bürger zusätzlich Schulden von rund 700 € haben 
und damit 7.400 € Ende des Jahres. Wenn man das 
in Relation zum Bund stellt, dann muss man viel-
leicht auch sagen, dass Bund und Land schlecht 
miteinander vergleichbar sind. Denn der Bund hatte 
die Hauptlasten der Deutschen Einheit zu tragen, 
und das hat viel Geld gekostet. 

(Minister Michael Groschek: Erzählen Sie das 
mal den Ländern! – Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Das Kernproblem des Landeshaushaltes ist aber 
bei näherer Betrachtung diese Landesregierung 
selbst. Landesmutter spielen ist eben teuer. 

Nach Ihrer Auffassung geht Haushaltskonsolidie-
rung weitgehend nur, wenn mehr Steuern erhoben 
werden. Das wird dann gerne mit dem Mäntelchen 
der Steuergerechtigkeit versehen. Denn gegen 
Steuergerechtigkeit kann ja niemand sein – be-
stimmt auch hier kein Abgeordneter dieses Hohen 
Hauses.  
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Dabei weiß man – und Sie, Herr Finanzminister, 
wissen das ganz bestimmt auch –, dass eine Kon-
solidierung der öffentlichen Haushalte weitgehend 
nur über Steuerhöhungen schädlich für Wachstum 
und Arbeitsplätze ist. Trotzdem verfolgen Sie kon-
sequent diese falsche Politik. 

(Beifall von der CDU) 

Sie denken zu statisch, als würden höhere Steuern 
automatisch immer zu höheren Einnahmen führen. 
Sie wissen, das ist falsch. Immer höhere Steuern 
reduzieren die Leistungsanreize und reduzieren so 
auch das wirtschaftliche Wachstum. Mit anderen 
Worten: Das Sozialprodukt wächst weniger stark, 
wenn sich der Staat ständig ein größeres Kuchen-
stück davon gönnt. 

(Jochen Ott [SPD]: Wie bei Helmut Kohl! Ge-
nau!) 

Dann haben Sie, Herr Finanzminister, weniger statt 
mehr Geld in der Steuerkasse, und – das ist noch 
viel schlimmer – das führt zu mehr Arbeitslosigkeit. 

Aber was ist das für eine Gerechtigkeit, wenn durch 
Ihre Politik die Arbeitslosenzahlen steigen, nur weil 
Sie nicht in der Lage sind, rechtzeitig Strukturrefor-
men anzupacken? 

(Beifall von der CDU) 

Schon Abraham Lincoln wusste: Man stärkt die 
Schwachen nicht, indem man die Starken schwächt. 
– Diese Erkenntnis ist aber bei Ihnen wohl noch 
nicht angekommen. 

Sie geben das Steuergeld der fleißig arbeitenden 
Bürger weiter mit vollen Händen aus und verkün-
den, dass das Geld sinnvoll verwendet wird, weil es 
diese Landesregierung ausgibt. Dahinter steckt 
wohl die Vorstellung, dass der Staat am besten 
weiß, was für seine Bürger gut ist. Herr Minister, 
das haben Sie gerade wieder angedeutet, als Sie 
uns Ihre Staatsidee darstellten. Ich sage Ihnen ganz 
deutlich: Das ist nicht die Staatsidee der CDU. Und 
das ist auch nicht das Staatsverständnis des 
Grundgesetzes.  

(Beifall von der CDU) 

Es hat schon sehr gute Gründe, warum sich unsere 
Verfassung in den ersten 19 Artikeln mit den Grund-
rechten der Bürgerinnen und Bürger vor allem ge-
genüber dem Staat beschäftigt. Denn dahinter 
steckt die Erkenntnis, dass die Freiheit des Einzel-
nen, sein Leben selbstbestimmt zu gestalten, vielfäl-
tigen Gefährdungen ausgesetzt ist. Dazu – und das 
ist heute und auch in der Regierungserklärung wie-
der deutlich geworden – gehört eben auch der 
Schutz vor staatlicher Bevormundung. Gut gemeint 
ist eben nicht immer gut. 

(Beifall von der CDU) 

Das Leben auf Pump führt übrigens auch in ande-
ren Ländern nicht zur Genesung des Haushaltes, 

sondern macht die Probleme nur größer; dafür gibt 
es genug Beispiele. 

Herr Finanzminister, Sie betreiben Nebenaußenpoli-
tik. Die Ministerpräsidentin sieht gleichzeitig den 
Bund in der Pflicht, und am Ende wird behauptet, es 
werde schon alles gut. Eben haben Sie es so for-
muliert: NRW ist auf einem guten Weg. 

Das ist fast ein Zitat von Johannes Rau aus dem 
September 1995. Damals betrugen die Schulden 
des Landes 100 Millionen D-Mark. Heute sind es 
130 Milliarden Euro. Der gute Weg scheint etwas 
steinig zu sein. 

(Beifall von der CDU) 

Ich halte fest: Rot-Grün will den Landeshaushalt 
nicht konsolidieren, sondern hofft und setzt auf 
mehr Geld von den Bürgerinnen und Bürgern. Der 
gefräßige Staat redet viel über Prävention, wird aber 
auch mit den höchsten Steuern und Einnahmen 
nicht auskommen. Es fällt Ihnen immer noch etwas 
ein, wie man das Geld unter die Leute bringen kann. 

(Beifall von der CDU) 

Welche Haushalte wollen Sie dem Parlament ei-
gentlich vorlegen, wenn die Steuereinnahmen nicht 
mehr so wachsen wie in den letzten beiden Jahren? 

(Christian Lindner [FDP]: Und wenn die Zin-
sen steigen!) 

Und wie wollen Sie die Schuldenbremse einhalten, 
wenn Sie so wirtschaften? 

Herr Minister, Ihre drei Luftbuchungen im ersten 
Haushaltsentwurf 2012 haben Sie inzwischen korri-
giert. Die von Herrn Börschel angesprochene 
„WestLB-Milliarde“ war seinerzeit ganz klar etatreif. 
Die rechtliche Verpflichtung bestand seit Dezember 
2011. Dann war sie jenseits taktischer Erwägungen 
auch in den Haushalt einzustellen. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Etatreif!) 

Denn das Haushaltsverfassungsrecht ist nicht der 
Taktik der SPD untergeordnet. 

(Beifall von der CDU) 

Das Schlimmste ist: Die Milliarde steht auf Pump im 
Haushalt. Sie machen keine Anstrengungen, einzu-
sparen. Sie haben den Ansatz für die Länderfinanz-
ausgleichszuweisungen heruntergenommen; das 
war überfällig. Und wenn Nordrhein-Westfalen tat-
sächlich wieder vor der Schwelle zum Geberland 
stehen sollte, dann werden auch die Einnahmen, 
die Sie jetzt prognostiziert haben, am Jahresende 
zu hoch sein. 

Es bleiben aber noch die 170 Millionen € aus den 
Schul- und Studienfonds. Dazu fehlt bis heute jede 
Rechtsgrundlage – eine Rechtsgrundlage, die man 
normalerweise braucht, damit man sagen kann, ei-
ne Einnahme sei etatreif. Diese Rechtsgrundlage 
werden Sie – und das wissen Sie auch – bis zum 
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Jahresende nicht mehr schaffen können. Also ist 
auch dies eine weitere Luftbuchung, wie sie Rot-
Grün auch schon zwischen 2000 und 2005 mehr-
fach vorgenommen hat. 

(Beifall von der CDU) 

Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die rot-grüne Landesregierung setzt damit 
ihre Politik der schleichenden Selbstvergiftung des 
Landeshaushalts über Schulden fort. Sie schwächt 
damit die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. Diesen 
Weg wird die CDU nicht mitgehen. Die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen haben eine verantwortliche 
Politik, aber keine hemmungslose Schuldenmache-
rei verdient. 

(Langanhaltender Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht der Kollege Mostofizadeh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst ein-
mal zu Ihrer ersten Rede herzlichen Glückwunsch, 
Herr Kollege Optendrenk. 

Sie fing mit dem wichtigsten Beitrag, den die CDU 
zum Haushalt zu leisten hat, an. Die CDU hat er-
klärt: Der Haushalt 2012 interessiert uns nicht, wir 
streichen die Segel, wir haben nichts dazu beizutra-
gen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie haben hier sehr viel mit Zahlenspielereien ope-
riert. Sie haben gesagt, der Finanzminister hätte die 
Verschuldung um 50 % erhöht, also von 3 Milliar-
den € auf 4,5 Milliarden €. Der frühere Finanzminis-
ter Linssen hat von 2008 auf 2009 die Neuverschul-
dung um 500 % erhöht. Bei solchen Zahlenspiele-
reien müssen Sie die Daten dahinter nennen und 
sagen, was damit ist. Das hat der Finanzminister in 
seiner Einbringungsrede auch vorgetragen.  

Sie haben den Haushaltsvollzug dann auch eben 
einmal mit dem Haushaltsentwurf verwechselt. Das 
ist auch nicht so schlimm. Sie haben schließlich die 
Behauptung aufgestellt, der Bund würde sich des-
wegen höher verschulden müssen, weil er die 
Hauptlast der deutschen Einheit trage. Herr Kollege, 
wir können gern im Haushaltsausschuss noch ein-
mal intensiver darüber reden. Die Hauptlast der 
deutschen Einheit tragen aber die Sozialversiche-
rungssysteme und anteilig bei der Lastenverteilung 
Kommunen und Länder in erheblichem Ausmaße. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich möchte auf die Schwerpunkte dieses Haushal-
tes und auf den Unterschied einmal eingehen. Ich 
habe nämlich keine Lust, über pauschale Zuwei-
sungen zu reden. Ich will es vielmehr konkret ma-

chen. Kollege Börschel hat ja schon verschiedene 
Punkte angesprochen. 

Ja, Rot-Grün hat Schwerpunkte gesetzt. Der we-
sentliche Schwerpunkt ist die Finanzierung der 
Kommunen. Über 700 Millionen € – nimmt man die 
Reparaturzahlen hinzu, fast 1 Milliarde € – gibt Rot-
Grün mehr für die Kommunen aus, als das 
Schwarz-Gelb gemacht hat. Das finde ich richtig, 
notwendig und zukunftsweisend. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir müssen aufgrund eines Verfassungsgerichtsur-
teils, das Schwarz-Gelb um die Ohren geschlagen 
bekommen hat, zusätzlich 107 Millionen € für die 
U3-Finanzierung ausgeben. Das Einheitslastenab-
rechnungsgesetz muss mit dem Haushalt 2013 aus-
finanziert werden. Das ist auch eine Altlast der 
schwarz-gelben Landesregierung. 

Ja, wir haben Schwerpunkte gesetzt, so in der Bil-
dung, beim Thema „Inklusion“, beim Ausbau des 
Ganztags. Außerdem haben wir Gebühren abge-
schafft, und zwar die Studiengebühren und die Kita-
gebühren im dritten Beitragsjahr. Das sind notwen-
dige Schwerpunkte gewesen, um dieses Land zu-
kunftsfähig zu machen. 

Ansprechen möchte ich dann noch die Umweltver-
waltung. Das bemängeln Sie auch immer. Es waren 
Ihr Umweltminister Uhlenberg und der Regierungs-
präsident in Arnsberg, die Brandbriefe an den Fi-
nanzminister geschrieben haben. Sie sind durch 
den Envio-Skandal in ihren schlimmsten Befürch-
tungen bestätigt worden. Wollen Sie das wieder 
rückgängig machen? Dazu habe ich bis jetzt keine 
Aussagen gehört. Ich halte es für richtig und not-
wendig, dass diese Zahlen im Haushalt stehen. 

Ich will auch einige Beispiele anführen, die Sie hier 
immer unterschlagen. Ja, wir haben auch Konsoli-
dierungsschritte vorgenommen. Wir haben – das 
bemängeln Sie natürlich – die Grunderwerbsteuer 
erhöht. 450 Millionen € kommen auf diese Weise 
mehr in den Haushalt; 50 Millionen € davon gehen 
an die Kommunen. Die Steinkohlenbeihilfen sind in 
den Jahren 2011 und 2012 gesunken. Diese Lan-
desregierung hat sich darum bemüht, zusätzliche 
Steuerprüfer einzustellen und generiert dadurch 
Mehreinnahmen.  

Dann komme ich zu einem ganz wichtigen Punkt: 
Wir haben die schlimmsten Einschläge vom Bund 
verhindert. Es geht um das Stichwort Steuersen-
kungspläne von Schwarz-Gelb, die astronomische 
Höhen angenommen hätten, wenn dieser Koaliti-
onsvertrag, der immer noch gültig ist, umgesetzt 
worden wäre. Wenn man die Zahlen des Bundesfi-
nanzministers nimmt, wäre das mit Mindereinnah-
men für Nordrhein-Westfalen zwischen 6 und 7 Mil-
liarden € verbunden gewesen, wenn das Konzept 
der FDP umgesetzt worden wäre. 
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Ich will einen weiteren Punkt anführen, der auch zur 
Konsolidierung des Haushaltes beiträgt, obwohl er 
zunächst einmal Mehrkosten verursacht, nämlich 
die Umstrukturierung der WestLB. Das ist kein 
schönes Kapitel für das Land Nordrhein-Westfalen. 
Dieser Finanzminister hat aber konsequent umge-
setzt, was angefangen worden ist. Man hat voraus-
schauend Risiken dargestellt. Man hat ein gutes 
Konzept umgesetzt. Die FDP hat, obwohl sie ur-
sprünglich den Konzepten zugestimmt hat, sich vom 
Acker gemacht und will jetzt nichts mehr davon wis-
sen, was sie 2008 mit Phoenix und anderen Maß-
nahmen bei der Umstrukturierung angelegt hat. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Das könnte, Herr Lindner, möglicherweise daran 
liegen, dass Sie 2007 und 2008 die WestLB noch 
verkaufen wollten, aber solange gewartet haben, bis 
ein Verkauf nicht mehr möglich war. 

(Lachen von der FDP) 

– Warum lachen Sie denn? Es war 2007 genauso 
absurd wie heute, das zu machen. Aber Sie packen 
das als Entschuldigung hier immer wieder heraus. 

(Christian Lindner [FDP]: Damals haben Sie 
dem Landtag noch gar nicht angehört!) 

Jetzt sehen wir uns die konkreten Haushaltsverän-
derungen an, Herr Kollege Lindner. Wir haben 
400 Millionen € für die Gebührenbefreiung im Be-
reich der Kitas und bei der Studiengebühr einge-
setzt. Sie vergessen immer zu sagen, dass wir 
400/450 Millionen €, wovon 400 Millionen € im Lan-
deshaushalt eingehen, bei der Grunderwerbsteuer-
erhöhung hereinholen. Sind Sie jetzt dafür, dass die 
Grunderwerbsteuer nicht kommt? Dann müssten 
Sie 400 Millionen € bei Ihrer Konsolidierung abzie-
hen. Oder rechnen Sie die mittlerweile in Ihre Kon-
solidierungsbeträge ein? Dann müssten Sie aber so 
viel Charakter haben und das den Menschen im 
Lande sagen. Sie sollten sich dann nicht hinter Zah-
len verstecken, und Sie sollten sich auch nicht ver-
stecken, wenn es um die Entscheidungen über sol-
che Maßnahmen geht. 

Nehmen wir die Erhöhung im Bereich der Kommu-
nalfinanzierung. Ist die CDU dafür, dass GFG beim 
Stärkungspakt wieder abzusenken, was wir zu-
sammen mit der FDP beschlossen haben? Da kön-
nen Sie aus meiner Sicht auch keinen Konsolidie-
rungsbeitrag erkennen. Wollen Sie das GFG ab-
senken, Herr Kollege Optendrenk? Dann sagen Sie 
es und machen Sie einen Vorschlag zum Haushalt. 
Ich kann das aber nicht erkennen. Sie nehmen die-
se Beiträge mit. Es gibt keinen Konsolidierungsbei-
trag von CDU und FDP. Stattdessen will die CDU 
sogar noch 350 Millionen € draufpacken. Die CDU 
schlägt also nicht weniger, sondern mehr Ausgaben 
vor. 

So könnte ich die anderen Bereiche weiter durch-
gehen. Ich habe das gerade schon bei der Umwelt-

verwaltung gemacht und mit der Nennung der ande-
ren Beträge. 

Noch Folgendes, was den Regierungsvergleich be-
trifft: Sie haben in keinem Jahr – ich könnte die Zah-
len vorlesen, aber das mache ich dann im Haus-
haltsausschuss – Ihrer Regierungszeit die Steuer-
mehreinnahmen zu 100 % zur Absenkung der Neu-
verschuldung eingesetzt. Es waren immer 40 bis 
50 %, die von CDU und FDP davon ausgegeben 
wurden. 

Ich gebe offen zu, dass das natürlich Gründe hat. 
So steigen die Pensionslasten, es gibt Mehrkosten 
beim Personal, die umzusetzen sind. Aber das las-
sen Sie als Entschuldigung für Rot-Grün auch nicht 
zu. Sie sagen sogar, die WestLB-Milliarde müsste 
eingespart werden. Sollen wir die WestLB-Milliarde 
dadurch einsparen, dass wir 20.000 Stellen im 
Schulbereich kürzen? Ist das Ihr Kürzungsvor-
schlag? Dann sagen Sie es bitte auch. Fabulieren 
Sie hier nicht im Landtag herum, sondern machen 
Sie konkrete Vorschläge und sagen Sie, wo die Po-
litik hingehen soll. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Einen weiteren Punkt will ich ansprechen, weil das 
in der Plenardebatte in dieser Woche auch eine Rol-
le gespielt hat: Mehrfach hat die CDU sich hier 
massiv aufgekröpft, was eine Formulierung von Mi-
nisterin Schäfer zur Anzahl von Krippenplätzen be-
traf. Im Übrigen weise ich darauf hin, dass sie über 
eine vorübergehende Maßnahme gesprochen hat, 
die im Übrigen völlig im Einklang mit dem KiBiz 
steht. Wollen Sie denn die Mehrkosten, die entste-
hen würden, wenn man auf diese Maßnahme ver-
zichtete, im Haushalt darstellen? Oder ist das wie-
der eine Ihrer Schattenformulierungen, bei denen 
Sie kein Konzept haben und die Sie als pauschale 
Vorwürfe in den Raum stellen? Sie müssen konkret 
werden! Haushaltspolitik ist konkret und nicht Ge-
schwafel in Sonntagsreden. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie haben kein Konzept. Sie machen keine Vor-
schläge. Sie bleiben pauschal. Sie bleiben im Va-
gen. Wir werden das in den Haushaltsberatungen 
auch immer wieder im Einzelnen vortragen. 

Eines will ich auch ankündigen – der Minister hat es 
auch schon gemacht –: Ja, wir werden weiter kon-
solidieren. Wir werden auch Einsparvorschläge ma-
chen. Wir werden Kürzungen in den Förderpro-
grammen vornehmen. Wir werden da etwas tun, wo 
Sie gegrast haben. So werden wir bei den Vollkos-
tenzuschüssen auf Kreditbasis umsteuern. 

Herr Kollege Schemmer und Herr Kollege Lau-
mann, allein 500 Millionen € – der Kollege Römer 
hat es in seiner Rede auch vorgetragen – sind für 
den Eigenheimausbau draufgegangen. Das ist 
„Staat vor Privat“. Das ist steuerfinanzierte, schul-
denfinanzierte Wachstumspolitik. Das ist Klientelpo-
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litik. Es ist aber nicht zielgerichtet, nicht passgenau 
und geht zulasten des Landeshaushalts. Das ist die 
Politik von CDU und FDP. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Lassen Sie mich einen letzten Punkt ansprechen, 
damit das nicht verloren geht. Diese CDU würde, 
wenn man ihre Vorschläge ernst nähme und um-
setzte, den Landeshaushalt kurzfristig mal eben 
1,1 Milliarden € zusätzlich kosten: 350 Millionen € 
für den Stärkungspakt Stadtfinanzen; mindestens 
300, eher 400 Millionen €, wenn die kalte Progres-
sion im Bundestag so umgesetzt würde, wie sich 
das Finanzminister Schäuble vorstellt; 450 Millio-
nen €, wenn wir die Erhöhung der Grunderwerb-
steuer rückgängig machten. Das sind 1,1 Milliar-
den € Mehrkosten allein auf dem Konto der CDU. 
Sie sind die kleinsten Konsolidierer aller Zeiten, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wie haben Sie den Haushalt in Ihrer Amtszeit ver-
bessert? Sie haben die Kommunen geschröpft – 
3 Milliarden €. 2003 haben sich Herr Rüttgers und 
Herr Wolf an die Spitze des Personals gestellt, als 
Rot-Grün Kürzungen bei Weihnachtsgeld und Ur-
laubsgeld vorgenommen hat, und uns gesagt: Das 
ist falsch; man darf nicht auf dem Rücken der Be-
schäftigten Einsparungen vornehmen. – 2005 bzw. 
2006 hat Herr Linssen noch einmal 40 % zusätzli-
che Kürzungen draufgepackt. 

Sie täuschen, Sie tricksen, Sie verschieben. Sie 
machen keine solide Politik. Gott sei Dank sind Sie 
deswegen massiv vom Wähler in Nordrhein-
Westfalen abgestraft worden. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Dr. Joachim Stamp [FDP]: Ihr habt bei der 
Landtagswahl doch verloren!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser 
Haushalt spiegelt tatsächlich die Schwerpunkte rot-
grüner Politik wider. Er ist die Basis für eine solide, 
gut ausfinanzierte und zukunftsfähige Politik. Natür-
lich könnte ich mir noch mehr vorstellen, wenn in 
diesem Haushalt mehr drin wäre. Aber wir werden 
uns auf den schwierigen Weg der Konsolidierung 
begeben. Wir werden uns durch Nebelkerzenwerfe-
reien von CDU und FDP nicht ablenken lassen. Wir 
werden Sie stellen. Wir werden konkrete Vorschlä-
ge machen. Wir werden uns auch sehr genau an-
gucken, welche Bürgermeister Sie auf die Bäume 
treiben und welche Demonstrationen Sie anführen, 
wenn es um konkrete Kürzungsvorschläge geht, 
oder ob Sie den Weg mitgehen und nicht nur den 
Mund spitzen, sondern auch pfeifen und dann sa-
gen, wie es gehen soll. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Für die FDP-Fraktion spricht Kollege Wit-
zel. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der uns heute hier 
vorliegende Haushalt lässt in der Tat nur eine 
Schlussfolgerung zu, Herr Finanzminister: Sie brau-
chen ganz dringend einen Termin bei der Schuld-
nerberatung. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Denn Sie haben sich vergaloppiert. Sie finden den 
Weg aus Ihrem Schuldenlabyrinth erst gar nicht 
mehr heraus. 

Herr Finanzminister, während viele andere Flächen-
länder im Westen wie im Osten unserer Republik 
längst ausgeglichene Haushalte haben oder wie 
Bayern bereits dabei sind, ihre Schuldenberge ab-
zutragen, verteilen Sie in fröhlicher Sorglosigkeit 
immer mehr soziale Wohltaten auf Pump. Damit 
heizen Sie natürlich die Staatsschuldenkrise weiter 
an. In Zeiten historischer Rekordsteuereinnahmen, 
die Sie soeben per Pressemitteilung Ihres Hauses 
noch einmal dargelegt haben, treiben Sie den Staat 
mit immer mehr neuen Schulden tiefer in die Fes-
seln der Finanzmärkte hinein. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Herr Finanzminister, Sie unterlassen aus Angst vor 
Widerständen die dringend notwendigen Strukturre-
formen wie Privatisierung und Bürokratieabbau. 
Daher bauen Sie das Defizit von knapp 
5 Milliarden € nicht ansatzweise ab. Das ist die 
Konsequenz eines Umverteilungsstaates, bei dem 
es von der Gratis-Kita über das kostenlose Studium 
alles einfach für lau gibt. Die Expansion immer mehr 
sozialer Umverteilung hat mit generationengerech-
ter Politik und Nachhaltigkeit nichts mehr gemein, 
aber dafür einen teuren Preis. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Herr Finanzminister, weil Sie sich hier eben in be-
merkenswerter Weise zur Frage von Geschichte 
geäußert haben – ich komme auf den 14. März 
2012 gleich noch einmal zurück –, empfehle ich 
Ihnen, etwas früher anzufangen, aus Geschichte zu 
lernen. Im Mittelalter gab es Bauernaufstände in un-
serem Land, da die Bauern jeden Zehnten bei ihrer 
Obrigkeit abgeben mussten. Herr Finanzminister, 
heute würden die Steuerzahler Ihnen auf Knien 
danken, wenn Sie sich mit dem Zehnten zufrieden 
geben würden. 

(Beifall von der FDP – Jochen Ott [SPD]: Das 
ist ein sehr gewagter Vergleich, Herr Witzel!) 

Die FDP-Landtagsfraktion will, dass wir ehrgeizig 
sind und die Schuldenbremse tiefer durchtreten, 
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damit wir den Haushaltsausgleich auch bis zum En-
de dieser Wahlperiode erreichen, konkret also bis 
zum Jahr 2017. 

Dass wir es ernst meinen mit einem ehrlichen 
Schuldenstopp, konnte jedermann heute auf den 
Tag genau vor einem halben Jahr und fast exakt zur 
selben Uhrzeit erleben, nämlich am 14. März 2012. 
Wir beraten den Haushalt für dieses Jahr heute im 
zweiten Anlauf; denn nachdem der erste rot-grüne 
Haushalt dieser Regierung vom Verfassungsgericht 
im Vollzug gestoppt worden war, haben wir den 
Haushalt 2012 im ersten Anlauf mit den Stimmen 
der Oppositionsmehrheit gekippt.  

Ich erinnere mich gut, Herr Finanzminister – ich 
weiß nicht, wie gut Ihr Gedächtnis noch ist –: Als wir 
am 14. März 2012 den Landtag betreten haben, la-
gen schon Interviews von der stellvertretenden Mi-
nisterpräsidentin Frau Löhrmann auf unseren Ti-
schen. Sie haben damals gesagt, Sie hätten eigent-
lich keine Angst, dass der Haushalt scheitert. Die 
FDP würde da sicher schon helfen. Und Sie haben 
spekuliert, da kämen wohl auch nicht alle unsere 
Abgeordneten in den Saal.  

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg) 

Als Weiterbildungsministerin dieses Landes sollten 
Sie aber wissen: Lebenslanges Lernen wird immer 
wichtiger. Ich kann Ihnen deshalb nur raten, Frau 
Löhrmann: Es ist grundfalsch, wenn Sie zu oft von 
sich selbst auf andere schließen.  

(Beifall von der FDP – Jochen Ott [SPD]: Bei 
Ihnen könnte man da allerdings Zweifel be-
kommen!) 

Richtig ist, Frau Ministerin Löhrmann, wir haben uns 
in einem herausfordernden demoskopischen Um-
feld befunden, aber es ist zutiefst unfair zu behaup-
ten, dieser Umstand hätte jemals auch nur bei ei-
nem einzigen unserer 13 Abgeordneten dazu ge-
führt, ein anderes Abstimmungsverhalten an den 
Tag zu legen, als es unsere Überzeugung im Um-
gang mit Ihrem Schuldenhaushalt hergibt. 

(Zuruf von der SPD: Ha!) 

Das ist eine Frage der Überzeugung und nicht der 
politischen Opportunität.  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Deshalb will ich ausdrücklich anerkennend sagen: 
Wir haben bei aller Auseinandersetzung mit politi-
schen Wettbewerbern auch wahrgenommen, Frau 
Ministerpräsidentin Kraft, dass Sie sich zusammen 
mit weiteren Mitgliedern der SPD-Führung auch im 
Umgang mit der damaligen Situation erkennbar an-
ders verhalten haben als andere hier im Haus. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, „Lieber neue 
Wahlen als neue Schulden“ – das ist für uns Libera-
le kein Marketinggag, sondern eine zutiefst veran-
kerte innere Überzeugung,  

(Zuruf von der SPD) 

für die alle unsere Abgeordneten auch die nächsten 
fünf Jahre dieser Legislaturperiode einstehen.  

(Beifall von der FDP) 

Diese Haltungsfrage ist auch der Grund dafür, dass 
wir den vorliegenden Schuldenhaushalt ablehnen. 
Die Entschuldung unseres Landes und das Setzen 
von Anreizen für persönliche Leistungsanstrengun-
gen, beides sind für uns wichtige und gleichberech-
tigte Ziele. Sparsamkeit ist für uns Liberale kein 
Selbstzweck, sondern die notwendige Vorausset-
zung dafür, den Staatsinfarkt abzuwenden und bald 
wieder Handlungsoptionen für Zukunftsinvestitionen 
in ein modernes Industrieland zu gewinnen. 

Frau Ministerpräsidentin Kraft, Sie haben gestern 
noch einmal ausführlich Ihr Leitbild dargestellt. Sie 
erheben die sogenannten guten Schulden zu Ihrer 
offiziellen Staatsphilosophie, und Sie haben ein er-
schreckend paternalistisches Staatsverständnis of-
fenbart, als Sie gesagt haben: Mit uns gibt es keine 
Steuergeschenke.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeord-
neter, würden Sie eine Zwischenfrage der Frau Ab-
geordneten Beer zulassen? 

Ralf Witzel (FDP): Aber sicherlich. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, Herr Kollege 
Witzel. – Ich habe Ihre Rede gerade mit Interesse 
vernommen und will nur fragen, ob dieses Prinzip 
„Neuwahl vor neuen Schulden“ auch für die Bun-
des-FDP gilt und ob Sie diese Botschaft heute auch 
in diese Richtung transportieren wollen. 

(Beifall von der SPD und den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeord-
neter, bitte schön. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Kollegin Beer, die Haltung, 
die ich Ihnen als Überzeugung der FDP dargestellt 
habe – im Umgang mit Staatsschulden, im Umgang 
mit einem Entschuldungskurs und zum Stichwort 
„paternalistisches Staatsverständnis“, zu dem ich 
gerade angesetzt habe –, gilt für die FDP auf allen 
Ebenen. Sprechen kann ich hier natürlich nur 

(Jochen Ott [SPD]: Ah!) 

für unser konkretes Verhalten, das wir im Landtag 
praktizieren. Das Ziel, Haushalte zu konsolidieren, 
ist ein Antrieb für uns auf allen Ebenen und in allen 
Bereichen der Politik, wenn sich die Fragen stellen. 
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Frau Ministerpräsidentin Kraft ist leider nicht mehr 
zu sehen. Ich war gerade beim Stichwort „paterna-
listisches Staatsverständnis“. Wir haben beide Wirt-
schaftswissenschaften studiert, aber offensichtlich 
etwas ganz anderes gelernt.  

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]) 

Das, was sich ein Mensch fleißig erarbeitet, gehört 
zunächst einmal nicht dem Staat, der ihm dafür ein 
paar Brosamen zurückgewährt. Alle Freunde der 
Freiheit wissen: Der Ertrag der eigenen Arbeit ge-
hört zunächst einmal jedem Menschen selbst.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Bei dieser Regierung und bei dem, was Sie, Herr 
Finanzminister, heute vorgelegt haben, ist ein Ge-
genentwurf zu Ihrer Politik nötiger denn je, und des-
halb treten wir für die Grundlinien „Privat vor Staat“, 
„Freiheit vor Gleichheit“ ein. Wir brauchen zugleich 
eine funktionierende soziale Marktwirtschaft, die 
Leistungsanreize schafft. Erst sie ist die realökono-
mische Grundlage für jede Politik des sozialen Aus-
gleichs. Denn Erwirtschaften kommt vor Verteilen.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Deshalb haben wir auch ein grundlegend anderes 
Staatsverständnis, wenn es um Rechtsstaatlichkeit 
geht. Wir wollen selbstverständlich wie alle Fraktio-
nen hier im Hause die Steuerhinterziehung bekämp-
fen, aber doch nicht dadurch, dass wir uns der Me-
thoden von Kriminellen bedienen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Ganz warm aus dem Drucker erhalte ich heute von 
Ihnen Ihr Antwortschreiben auf meine Fragen zur 
Steuer-CD. Sie teilen mir darin mit, dass Sie Mit-
telsmänner einsetzen, deshalb die Identität der Da-
tendiebe nicht kennen und sie auch gar nicht wissen 
wollen.  

Sie schreiben weiter, Sie interessieren sich auch 
nicht für die Frage, ob die Datendiebe ihre Millio-
nenhonorare selbst versteuern. Wörtlich heißt es in 
Ihrem Schreiben: Da dem Land die Identitäten und 
Aufenthaltsorte der Verkäufer nicht bekannt sind, ist 
die Besteuerung der Verkaufserlöse nicht nachprüf-
bar.  

Meinen Sie denn wirklich, Herr Finanzminister, der 
Datendieb bei der Schweizer Bank wird sich bei 
seinem ausländischen Finanzamt melden und dort 
den Hehlerlohn in seiner Einkommensteuererklä-
rung anmelden?  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Was soll 
das denn jetzt? – Gordan Dudas [SPD]: Ken-
nen Sie sich damit aus, Herr Witzel?) 

Das ist doch wohl eine etwas unrealistische Vorstel-
lung. Deshalb werben wir für die rechtsstaatliche 
Erkenntnis: Wo kein Hehler ist, ist auch kein Dieb-
stahl. 

(Beifall von der FDP) 

Zu unserem Staatsverständnis gehört auch: Der 
Staat ist nicht der bessere Unternehmer, wie das 
Milliardengrab der WestLB-Abwicklung mit wöchent-
lich neuen Horrorbotschaften zeigt. 

Zu meinem Vorredner, weil Sie das Thema etwas 
historisch angelegt haben: Wir waren die erste Frak-
tion in diesem Hause – im Übrigen schon vor zehn 
Jahren –, die hier zu einem Zeitpunkt Anträge ge-
stellt hat, als es noch möglich gewesen wäre, die 
WestLB gewinnbringend zu veräußern. Das hätte 
diesem Steuerzahler in Nordrhein-Westfalen Milliar-
denbelastungen erspart. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU)  

Herr Finanzminister, wenn Einsparungen für Sie 
kein Lippenbekenntnis sein sollen, dann schaffen 
Sie Ihr Ineffizienzteam ab, das Gutachterhonorare in 
Millionenhöhe verschlingt. Ihre Gutachteritis treibt 
schon die eine oder andere Stilblüte. Beenden Sie 
das grüne Lebensgefühl „Von der Wiege bis zur 
Bahre – Honorare, Honorare“. 

(Heiterkeit und Beifall von der FDP – Zuruf 
von der SPD: Echt witzelig!) 

Insbesondere der Umweltminister, der jetzt dan-
kenswerterweise da ist, hat, nachdem er Hunderte 
von Neueinstellungen getätigt hat, im letzten Jahr 
Millionen ausgegeben, um ein grünes Netzwerk von 
Ökoinstituten zu finanzieren. Sie bezahlen Men-
schen dafür, dass sie Literatur über Fluglärm lesen 
und Lösungen zu den wirklich „vorrangigen“ Fragen 
unserer Landespolitik erarbeiten. Ich nenne zum 
Beispiel Gutachten wie: Wie definiert man den Be-
griff „Mineralwasser“? Gibt es ein Rauchen auch 
ohne Tabak? Warum beißt das eine Schwein sei-
nem Nachbarschwein so gerne in den Schwanz? 

Frau Steffens – wo ist sie? –, 

(Ministerin Barbara Steffens: Hier!) 

halten Sie doch mal mit dem Gutachtentempo Ihres 
grünen Kollegen Remmel mit. Ich habe schon die 
nächsten Anregungen für Sie. Wie wäre es mit einer 
50.000-€-Gutachtenvergabe an Herbert Grönemey-
er. Er untersucht für Sie die Frage: „Wann ist ein 
Mann ein Mann?“, 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Heike Geb-
hard [SPD]) 

die GEMA-Rechte zum gleichnamigen Liedgut für 
die nächste „TatKraft“-Tour gleich inklusive. 

Oder statt Schwanzbeißen bei Schweinen – laufen 
Sie nicht weg, Frau Steffens – lieber eine Untersu-
chung über Stutenbissigkeit im Landeskabinett, eine 
Feldstudie menschlicher Verhaltensweisen unter 
Gender-Aspekten. 
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(Beifall von der FDP – Regina Kopp-Herr 
[SPD]: Jetzt ist aber gut! – Zuruf von der 
SPD: Geschmackloser geht es nimmer!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bereits 
diese wenigen Beispiele zeigen: Der ehrliche Steu-
erzahler ist bei Rot-Grün in Nordrhein-Westfalen 
stets der Dumme. Nordrhein-Westfalen braucht da-
her endlich wieder eine Regierung, die öffentliche 
Verschwendungssucht stoppt und für die Einspar-
wille mehr ist als nur ein Lippenbekenntnis. – Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Witzel. – Für die Fraktion der Pi-
raten spricht Herr Dr. Paul. 

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Ausführungen von Herrn Witzel gerade waren sehr 
erhellend. Er gibt den finanzpolitischen Sherlock 
Holmes der FDP. Ich frage mich nur, wer sein 
Dr. Watson ist. 

(Martin Börschel [SPD]: Jekyll und Hyde!) 

Ich darf zu Anfang für die Piratenfraktion klipp und 
klar feststellen: Die Legislative des Landes, unser 
Parlament, befindet sich heute, am 14. September 
2012, in der ersten Lesung zum Haushalt 2012. Mit 
anderen Worten: Das Haushaltsjahr ist im Grunde 
abgelaufen, und Sie eröffnen heute das Beratungs-
verfahren für den Haushalt 2012. 

Liebe Kollegen, wenn Verfassungsbezüge diskutiert 
werden, sollte jeder hier im Parlament zuhören. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Piratenfraktion bezeichnet solch eine Veranstal-
tung als Hängepartie. Daher können wir das Verfah-
ren nur mit großen Bauchschmerzen begleiten. Aus 
der Sicht der Piratenfraktion werden mit diesem 
Verfahren die demokratischen Beteiligungs- und 
Entscheidungsrechte des Parlaments in einer Wei-
se strapaziert, wie es in ganz Deutschland seines-
gleichen suchen dürfte. 

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Die von uns Piraten immer wieder eingeforderte 
Transparenz will ich erst gar nicht bemühen. Sie 
stellen uns vor vollendete Tatsachen, die Sie im 
Laufe des Jahres geschaffen haben, und zwar 
durch die Anwendung der Instrumente der vorläufi-
gen Haushaltsführung; man nennt das auch Not-
haushaltsrecht. 

Die Bürger im Lande, die zahlreichen Initiativen und 
Institutionen, die Kommunen und alle anderen Zu-
wendungsempfänger sind dringend auf planungssi-
chere Förderentscheidungen des Landes angewie-

sen. Sie haben zu Recht den Anspruch darauf, dass 
rechtzeitig, also vor Beginn des jeweiligen Haus-
haltsjahres, die notwendigen Entscheidungen des 
Parlaments über den Haushalt getroffen werden. 
Die Landesverfassung Nordrhein-Westfalen – 
Art. 81 Abs. 3 – und die Landeshaushaltsordnung 
Nordrhein-Westfalen – § 1 und § 30 – sehen dafür 
einschlägige Regeln vor. 

Ich darf daran erinnern, dass Sie dem Parlament 
den ursprünglichen Haushaltsplan 2012 bereits viel 
zu spät vorgelegt haben, exakt am 19. Dezember 
2011, also quasi unterm Weihnachtsbaum, mit ei-
nem Kerzchen drauf. Auf die Einzelheiten will ich 
hier nicht weiter eingehen.  

Wir als Piratenfraktion können und wollen Ihnen das 
nicht durchgehen lassen, denn wir stehen für 
Transparenz und Teilhabe. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Leidtragenden sind die auf Förderentscheidun-
gen angewiesenen Menschen im Land.  

Mit einem derartigen Verfahren wird die parlamenta-
rische Budgetpflicht ausgehebelt. Sie sieht vor, dass 
das Parlament den Haushaltsplan vor Beginn des 
jeweiligen Rechnungsjahres durch das Haushaltsge-
setz feststellt. Das Budgetrecht gehört zum Kernbe-
stand der parlamentarischen Befugnisse und ist im 
Rahmen der parlamentarischen Gestaltungs- und 
Kontrollrechte in keiner Weise verzichtbar. Die Ver-
fassungsorgane sind nicht in der Lage, ihren Pflich-
ten nachzukommen, den Haushaltsplan 2012 durch 
Verabschiedung des Haushaltsgesetzes rechtzeitig, 
das heißt: vor Beginn des Haushaltsjahres, festzu-
stellen. 

Die Piratenfraktion wird alles dafür tun, damit Scha-
den von unserem Land Nordrhein-Westfalen abge-
wendet wird. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wichtige Maßnahmen und Investitionsvorhaben 
werden durch eine solche Vorgehensweise, also die 
Anwendung des Nothaushaltsrechts, verzögert oder 
können nicht durchgeführt werden. Das hat bekann-
termaßen kontraproduktive Wirkungen auf die regi-
onalen Wirtschaftskreisläufe. 

Darüber hinaus werden die umfangreichen Aufga-
ben zur Wahrnehmung der staatlichen Ausgleichs-
funktionen in unverantwortlicher Weise vernachläs-
sigt, und die soziale Gerechtigkeit in der Gesell-
schaft nimmt Schaden. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang daran, dass 
die Landesregierung den Haushaltsplan nicht nur 
2012 viel zu spät vorgelegt hat, sondern schon 2011 
wurde der Haushalt erst Ende Mai desselben Jah-
res verabschiedet.  

Wir als Piratenfraktion fordern deshalb die Landes-
regierung bereits heute auf, zukünftig ein ordnungs-



Landtag   14.09.2012 

Nordrhein-Westfalen 405 Plenarprotokoll 16/9 

 

gemäßes und demokratisches Haushaltsberatungs-
verfahren sicherzustellen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Damit meinen wir natürlich und insbesondere den 
Beratungsfahrplan und die geplante Haushaltsver-
abschiedung für das Haushaltsjahr 2013. Die Pira-
tenfraktion, meine Damen und Herren von der Lan-
desregierung, nimmt die einschlägigen Regeln der 
Landesverfassung ernst. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Nun zu einigen weiteren Grundsatzfragen im aktuel-
len Haushalt: Ich will den von der Landesregierung 
gerade vorgelegten Haushalt 2012 nicht vorschnell 
und abschließend bewerten; wir sind in der ersten 
Lesung. Dennoch scheint er mit eine Kapitulation 
vor der verfehlten Finanzpolitik auf Bundesebene zu 
sein. Haushaltsloch und Steuermindereinnahmen 
sind nicht wie eine Naturkatastrophe über uns ge-
kommen. Hier gab es politische Entscheidungen. 
Ich verweise auf die Politik der intellektuellen Vor-
denker der deutschen Sozialdemokratie wie Cle-
ment und Steinbrück. 

Die Nettoneuverschuldung liegt im Jahr 2012 bei 
4,6 Milliarden €. Die für die Neuverschuldungsgren-
ze maßgebliche Summe der eigenfinanzierten In-
vestitionen beträgt laut Etatplan 5,1 Milliarden €. 
Damit unterschreiten Sie die zulässige Kreditgrenze 
um 500 Millionen €. 

Nach erster Durchsicht des Haushaltsplans stellt die 
Piratenfraktion allerdings fest, dass es keine offen-
sichtlichen Kürzungen im Personal- und im Sozial-
bereich gibt. Wir Piraten begrüßen das ausdrück-
lich. Und dafür haben Sie auch unsere Unterstüt-
zung. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Dennoch – diese Anmerkung richte ich besonders 
an Herrn Finanzminister Walter-Borjans –: Machen 
wir uns nichts vor: Ihre Zahlen glänzen nicht. Sie 
zählen nur. Man könnte auch sagen: Die haushalte-
rische und finanzpolitische Saldenmechanik stimmt. 
Aber stimmen auch die Investitionen in die Zukunft 
unserer Bürger, in die Zukunft unserer Kinder, in die 
Zukunft unserer Infrastruktur?  

Herr Finanzminister, mit Ausbringung einer globalen 
Minderausgabe beschreiten Sie erneut einen reich-
lich intransparenten Weg, Einsparungen im Haus-
halt 2012 vorzunehmen. Das können wir als Pira-
tenfraktion nicht gutheißen. Das ist mit unseren 
Transparenzgrundsätzen schlicht nicht vereinbar. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Diese ungewöhnlich hoch dotierte globale Minder-
ausgabe liegt bei immerhin rund 750 Millionen €. 
Und das Parlament hat keinen Einfluss darauf, wo 
und in welcher Höhe diese Einsparungen erwirt-
schaftet werden. Diese globale Größe entzieht sich 
völlig der Steuerung durch das Parlament und wird 

dem Souverän mithin erst im Haushaltsvollzug ex 
post, also nachträglich, bekannt gegeben.  

Der Haushalt ist aus unserer Sicht so auf Kante ge-
näht, dass er eine Bodensatzabschöpfung in einer 
Höhe von gut 1,2 % des Haushaltsvolumens 
schwerlich abwerfen kann. Diese Zielgröße ist nicht 
akzeptabel. Sie strapaziert damit vor allem die 
Grundsätze der Haushaltswahrheit und -genauigkeit 
in eklatanter Weise.  

Ich sage hier für die Piratenfraktion ganz deutlich: 
Mit dieser globalen Minderausgabe geraten Sie 
auch bedenklich in die Nähe der verfassungsrechtli-
chen Zulässigkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Seitens der Rechnungshöfe in Deutschland und in 
der einschlägigen Literatur ist man sich in der Ak-
zeptanz der globalen Minderausgabe zwar weitge-
hend einig, aber ausdrücklich nur, soweit sie sich in 
der Dimension der sogenannten Bodensatz-
abschöpfung bewegt. Diese Grenze wird bei etwa 
einem Prozent des Budgetvolumens gesehen. Sie 
aber liegen mit rund 750 Millionen € eindeutig dar-
über.  

Das Land Nordrhein-Westfalen schiebt große auf-
gelaufene Schuldenberge in Höhe von rund 136 Mil-
liarden € vor sich her. Die finanziellen Handlungs-
spielräume sind demzufolge immer enger gewor-
den, und zwar in Sonderheit durch eine reichlich 
kurzsichtige und interessengeleitete Steuersen-
kungspolitik auf Bundesebene.  

Die finanziellen Handlungsspielräume sind aber 
auch durch den hier im Land zu verantwortenden 
Schuldenaufbau in den vergangenen Legislaturpe-
rioden enger geworden. Ich will hier und jetzt nicht 
einen Schuldigen für die Schulden suchen oder be-
nennen. Aus Sicht der Piratenfraktion geht es da-
rum, wie man es langfristig besser machen kann. 
Und aus Sicht der Piratenfraktion geht es vor allem 
darum, wie man systematisch und nachhaltig die 
Zukunft für die Menschen in Nordrhein-Westfalen 
verbessern kann.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die kurzfristigen Rezepte sind alle gescheitert. Mit 
großen Worthülsen verliert die Politik den letzten 
Rest an Glaubwürdigkeit.  

Wer will schon vorsätzlich und ohne Not Schulden 
machen? – Wohl kaum jemand, den man unvorein-
genommen befragt.  

Warum haben wir dann in Nordrhein-Westfalen die-
se hoch aufgelaufenen Schuldenberge in Höhe von 
rund 136 Milliarden €? Aus Dummheit oder Sorglo-
sigkeit im Umgang mit Geld?  

Warum liegt der Bund bei einer Gesamtverschul-
dungsquote von etwa 80 % im Verhältnis zum Brut-
toinlandsprodukt? – Aus Verschwendungssucht? 
Wer hat diese Schulden verursacht? Ist deren Höhe 
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im Verhältnis zur jährlichen Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen volkswirtschaftlich und gesell-
schaftlich eigentlich vertretbar? 

Viele Politiker, die heute vehement und in der ersten 
Reihe den Abbau der Schulden fordern, haben in 
der Vergangenheit lange Zeit in Abstimmungen im-
mer wieder für eine Kreditfinanzierung der Länder- 
und Bundeshaushalte votiert, auch hier in Nord-
rhein-Westfalen. Haben diese Politiker das leichtfer-
tig und ohne triftigen Grund gemacht?  

Ich würde als neugewählter Pirat sagen: Vielleicht 
haben die Betreffenden es nur gut gemeint. Aber 
dann haben sie es leider schlecht gemacht. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wenn wir den Staat, hier die Landesregierung und 
das Parlament, als aktiv handelnden Teil im Ge-
samtgefüge einer Wirtschafts- und Finanzpolitik ins-
gesamt verstehen, müssen wir unser Augenmerk 
auch auf die mittelfristigen und nachhaltigen Aus-
wirkungen von Ausgaben und Investitionen richten.  

Wir als Piraten verstehen darunter grundsätzlich 
zum Beispiel Ausgaben und Investitionen in die dis-
kriminierungsfreie Nutzung der öffentlichen Infra-
strukturen – die Nutzung der Gemeingüter muss für 
alle Bürgerinnen gelten –, in den freien Zugang zu 
Information und Wissen, in die Förderung des Bür-
gerengagements sowie der Selbstorganisation und 
Selbstverwaltung, in die Förderung aller Strukturen 
der sozialen und solidarischen Ökonomie, in die 
Förderung der Partizipation aller Bürger nicht nur an 
der lokalen Politik, sondern auch der Landespolitik 
als gleichberechtigte Partner – Stichwort: open 
government –, in den fahrscheinlosen öffentlichen 
Personennahverkehr, in die kostenfreie Bereitstel-
lung von IT für alle Schüler, in die Bildung der 
nachwachsenden Generationen und damit in Bil-
dung für alle ohne Gebühren oder Beiträge von der 
Kita über die Schule bis zur Hochschule.  

Ich weiß, die FDP ist da anderer Meinung. Aber das 
ist sehr eindimensional. Das ist „meine“ FDP: 

(Beifall von den PIRATEN) 

Die konkreten Investitionen von heute sind im Er-
gebnis der gesellschaftliche Reichtum von morgen. 
Hier sprechen wir von notwendigen Ausgaben für 
die Zukunftsvorsorge, die sich mittelfristig selbst fi-
nanzieren. Hier wird es sicherlich auch Gemein-
samkeiten zwischen uns Piraten und der Landesre-
gierung geben.  

Wir als Piratenfraktion sind der Auffassung: Die 
Pflicht zum Abbau von Schulden darf eine Entlas-
tung der Bürger und neue politische Schwerpunkt-
setzungen zugunsten einer Gemeinwohlorientierung 
für alle nicht verhindern.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Ein ausgeglichener Staatshaushalt kann jedoch 
kein Selbstzweck sein und sagt auch nichts über die 

allgemeine Wohlstandsentwicklung. Die Entstehung 
von Staatsschulden ist immer auch eine Folge wirt-
schaftlicher Entwicklungen oder politischer Ent-
scheidungen. Starke konjunkturelle Krisen führen in 
Deutschland immer zu deutlichen Defiziten der öf-
fentlichen Gesamthaushalte. Ebenso kann analog 
zu einer verfehlen Ausgabenpolitik auch eine ver-
fehlte Einnahmepolitik ein strukturelles Defizit er-
zeugen.  

Wie man es auch dreht und wendet: Die Summe 
der Schulden ist insgesamt zu hoch und muss re-
duziert werden. Die volkswirtschaftliche Kehrseite 
der Medaille aber lautet: Die Summe der Guthaben 
ist insgesamt zu hoch und muss reduziert werden. 
Bedauerlicherweise wird aber in den üblichen De-
batten nur der erste Satz wiederholt und ständig re-
klamiert – eindimensionales Denken. 

Der vielversprechendste und noch am ehesten mit 
Maß und Ziel beschreitbare Weg zu einer Verbes-
serung der Einnahmenseite liegt nach unserer Auf-
fassung in einer kräftigen Vermögensbesteuerung. 
Das ist zumindest in der Geschichte schon einmal 
mit großem Erfolg praktiziert worden: Als die USA in 
einer ausgesprochen schwierigen ökonomischen 
Situation waren, proklamierte Franklin Delano 
Roosevelt seinen „New Deal“. Im Zuge dessen setz-
te die Roosevelt-Administration eine drastische An-
hebung der Vermögensteuern durch. Das führte zu 
einer nachhaltigen wirtschaftlichen Erholung und zu 
einer wesentlich egalitäreren US-Gesellschaft bis 
weit in die 70er-Jahre. Dann kam Reagan. 

Die Länder müssen zur Erfüllung ihrer Aufgaben mit 
ausreichender Finanzkraft ausgestattet werden. Für 
durchgreifende Verbesserungen auf der Einnah-
meseite liegen die Entscheidungskompetenzen 
ausschließlich in den Händen der CDU/FDP-
geführten Bundesregierung. Wenn dort ein Steuer-
senkungskonzert nach dem anderen veranstaltet 
wird, dann muss man sich über die Finanzierungs-
krise der öffentlichen Haushalte nicht mehr wun-
dern. Es liegen Berechnungen vor, die schon in den 
Ausschussanhörungen dieses Hauses genannt 
worden sind. Danach kommen in der Dekade von 
2000 bis 2010 jährlich ca. 50 Milliarden € allein 
durch Steuerrechtsänderungen an staatlichen Steu-
erausfällen zusammen. Soviel zur Relevanz und 
Dimension der Entscheidung auf Bundesebene. 

Es muss endlich die Vermögensteuer angepackt 
werden. Die Erbschaft- und Schenkungsteuer müs-
sen novelliert werden. Bei der Einkommensteuer 
muss man einmal über den Spitzensteuersatz 
nachdenken. Die Körperschaftsteuer muss in den 
Blick gerückt werden und so weiter. 

Eine höhere Besteuerung derjenigen, die sich finan-
ziell keine großen Sorgen machen müssen, ist nicht 
nur vertretbar, sondern aus Gerechtigkeitsgründen 
geradezu geboten. Insgesamt ließen sich damit auf 
einfache Weise und ohne ökonomische Verwerfun-
gen jährlich ca. 75 Milliarden € an Mehreinnahmen 
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erzielen, die für eine sinnvolle gesellschaftliche 
Verwendung eingesetzt werden könnten. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Auf Nordrhein-Westfalen entfiele davon ein so we-
sentlicher Teil, dass endlich die erforderlichen Zu-
kunftsinvestitionen für die Verbesserung der Le-
bens- und Arbeitssituation unserer Bürgerinnen und 
Bürger finanziert werden könnten. Da hätten wir Pi-
raten eine ganze Menge Konstruktives anzubieten. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Finanzmarktkrise ist allgegenwärtig. Warum 
werden Milliarden an verlorenen Finanzhilfen für die 
Banken bereitgestellt, die von allen Bürgern zu zah-
len sind, aber keine Finanztransaktionssteuer einge-
führt? Warum sollen Umsätze an den Finanzmärk-
ten nicht besteuert werden, wo doch auf alles Steu-
ern erhoben wird, sogar auf Milch 7 %? Man begibt 
sich freiwillig und fahrlässig dieser Einnahmequelle 
Finanztransaktionssteuer. Das ist nicht weiter zu 
verantworten. Private Schulden werden auf diese 
Weise vollständig sozialisiert. Wo bleibt der Grund-
satz: „Wer bestellt hat, soll auch bezahlen!“? 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wer der Allgemeinheit finanzielle Lasten in dieser 
Dimension aufzwingt, ist ihr auch eine Erklärung 
schuldig. Wieder einmal sollen ehrliche Steuerzah-
ler für die Verluste der Banken und deren unverant-
wortliche Zockerei mit Risikopapieren geradeste-
hen. Meine Damen und Herren von der Landesre-
gierung, machen Sie sich keine Illusionen. Auch hier 
in Nordrhein-Westfalen kann man der Öffentlichkeit 
mit rationalen Maßstäben nicht erklären, dass für 
die immensen Verluste der ehemaligen WestLB und 
deren Bad Bank Milliarden an Finanzierungsmitteln 
aus dem Haushalt mobilisiert werden müssen. Al-
lein im aktuellen Haushalt 2012 werden die Bürge-
rinnen und Bürger mit 1 Milliarde € in Haftung ge-
nommen.  

Uns Piraten drängt sich der Eindruck auf, dass für 
die Banken immer reichlich Geld da ist. Angesichts 
der engen finanziellen Handlungsspielräume wird 
dann erst in zweiter Linie geschaut, was für soziale 
Projekte und Zukunftsinvestitionen übrig bleibt. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir erwarten von der Landesregierung in diesem 
Zusammenhang eine ernsthafte und seriöse Ausei-
nandersetzung mit den Vorschlägen der Piraten. 
Wir werden unser Verhalten zum Haushalt 2012 
schlussendlich von deren Berücksichtigung abhän-
gig machen. Wir werden Sie, Frau Ministerpräsiden-
tin Kraft, und Ihre Landesregierung beim Wort neh-
men und prüfen, ob Ihren Worten auch Taten fol-
gen. Entscheidend ist für uns, ob der von Ihnen ver-
kündete Anspruch dann auch der Wirklichkeit ent-
spricht. Dabei kommt es sicher nicht immer auf den 
letzten Euro an. – Vielen herzlichen Dank, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Dr. Paul. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Finanzminister Dr. Walter-Borjans. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Witzel, 
es gibt nicht nur Schuldnerberatungen im Land, 
sondern auch gute Therapeuten für notorische 
Wirklichkeitsverweigerer. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ihre Art zu zitieren ist kein Einzelfall in Ihrer Frakti-
on. Ich muss ganz deutlich sagen, ich finde es inte-
ressant, wie Sie sich Ihre Wahrheit durch Weglas-
sen und Halbsätze selbst zurechtschneidern. Sie 
haben eben behauptet, diejenigen, die Daten ver-
äußern, unterlägen keiner Steuer. Sie haben aus 
der Antwort auf eine von Ihren 25 Kleinen Anfragen, 
die Sie mittlerweile gestellt haben, zitiert. 

(Ralf Witzel [FDP]: Da kommen noch weite-
re!) 

Es heißt darin: Da dem Land die Identitäten und 
Aufenthaltsorte der Verkäufer nicht bekannt sind, ist 
die Besteuerung nicht nachprüfbar. Die Erfüllung 
der steuerlichen Pflichten liegt im Verantwortungs-
bereich des anbietenden Verkäufers und insbeson-
dere dann, wenn er gar keinen Wohnsitz in 
Deutschland hat.  

Es müsste dann aber auch noch der Satz gesagt 
werden: Bei Auszahlung des Kaufpreises an die 
Anbieter wurde jeweils ein Steuerabzug entspre-
chend § 50 a Einkommensteuergesetz vorgenom-
men. 

(Zuruf von der SPD: So ist das! – Weitere Zu-
rufe) 

Das sollten Sie der Vollständigkeit halber hinzufü-
gen. Diese ewige Halbwahrheit, aus der Sie sich 
das zusammenschneidern, was verstanden werden 
soll, ist nicht zu ertragen. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Ihnen ist doch völlig egal, was vor Ihnen gesagt 
worden ist. Sie müssen Ihr Manuskript durchziehen. 
Darin steht, dass Millionen für Berater zu Ineffizienz-
themen ausgegeben würden. Ich habe Ihnen vorhin 
noch erklärt, in Ihrer Regierungszeit waren es 6 Mil-
lionen €. Es wurde nicht von uns gerechnet, aber es 
wurde für diese vier von uns geplanten Stellen, be-
fristet auf zwei Jahre, 1 Million € zusammengerech-
net. Vergleichen Sie doch einfach. Überlegen Sie 
sich, ob Sie einen Satz in Ihrem Manuskript strei-
chen, bevor Sie etwas reden, was mit dem, was 
vorher gesagt worden ist, überhaupt nichts mehr zu 
tun hat. 
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(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Lassen Sie mich nur noch einen Punkt zum Schluss 
nennen. Sie haben das Beispiel mit dem Bauern-
aufstand im Mittelalter gebracht. Das ist wunderbar. 
Die haben einen Aufstand gegen einen Zehnten 
gemacht. Da wollen Sie also hin? Dann müssen Sie 
sich auch einmal angucken, was die Leute damals 
für eine Gesundheitsversorgung, für eine Infrastruk-
tur, für eine Bildung und für eine öffentliche Sicher-
heit hatten. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Wenn das Ihr Staatsverständnis ist, dann kommen 
Sie mit 10 % hin. 

(Lebhafter Beifall von der SPD, den GRÜNEN 
und den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Finanzminister. – Ich möchte darauf hinweisen, 
dass die Landesregierung ihre Redezeit um 4:23 
Minuten überzogen hat. Zur Information an die übri-
gen Fraktionen: Es liegt mir noch eine Wortmeldung 
vor. Herr Kollege Witzel von der FDP-Fraktion hat 
sich gemeldet. 

(Minister Guntram Schneider: Herr Witzel kommt 
jetzt!)  

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Finanzminister, wir 
kommen ja gleich noch in einem Extra-Tages-
ordnungspunkt auf die Erörterung der Sachverhalte, 
die die Steuer-CDs betreffen. Lesen Sie das alles 
im Protokoll nach! Wir haben ja zum Glück ein 
Wortprotokoll auch von dieser Sitzung. Ich habe 
mich zu der Frage geäußert, wie Sie im Ausland, in 
der Schweiz und in anderen Ländern, mit diesem 
Sachverhalt umgehen. Die Antwort, die Sie mir da-
zu gegeben haben, habe ich zitiert. Wir werden das 
Thema ja gleich in größerem Kontext beleuchten.  

Viel interessanter als das, was Sie hier gesagt ha-
ben, finde ich das, was Sie nicht gesagt haben  

(Minister Guntram Schneider: Er hat telepa-
thische Fähigkeiten!) 

zu den vielen Haushaltsrisiken, die für die nächsten 
Jahre für Nordrhein-Westfalen bestehen und die Sie 
in Ihrer mittelfristigen Finanzplanung nicht abbilden. 
Sie wissen, dass die 1 Milliarde, die jetzt an Auf-
wendungen für die WestLB entstehen, wie das 
rechtlich konstruiert ist – auch nach einschlägigen 
haushaltsrechtlichen Vorschriften formal zu Recht –, 
als Investition gebucht wird. Sie haben aber auch 
mit Ihrem Haus in der letzten Woche im Ausschuss 
eingeräumt, dass das nicht automatisch für alle zu-
künftig eintretenden Verluste so ist. Nicht all das, 
was an Defiziten aufwächst, wenn die WestLB bei-

spielsweise Klagen, Prozesse verliert, ist immer au-
tomatisch eine Investition, auch haushaltsrechtlich 
nicht. Es wäre ja auch absurd, wenn alleine zur Be-
friedigung konsumtiver Zwecke, weil man eine Ver-
pflichtung zu erfüllen hat, die eigentlich auch nie 
faktisch-realwirtschaftlich investiven Charakter hat, 
alles auf der Investitionsseite gebucht würde.  

Dazu wissen Sie ja, Herr Finanzminister, dass ganz 
erhebliche Haushaltsrisiken durch die WestLB-
Abwicklung entstehen. Durch die Zahlen, die Ihnen 
heute bereits bekannt sind, wissen Sie, dass die 
vergleichsweise harmlosen Ansätze, die Sie dazu in 
die mittelfristige Finanzplanung aufgenommen ha-
ben, das aller Voraussicht nach nicht werden abde-
cken können.  

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

Sie haben in der Ausschusssitzung letzte Woche 
öffentlich dargestellt, dass damit zu rechnen ist, 
dass spätestens 2014 die 5 Milliarden € für Phoenix 
verbrannt sind, woraus weitere Belastungen resul-
tieren. Wir haben gerade die Abschlussbilanz der 
WestLB bekommen. Die Portigon AG, die jetzt als 
Rechtsnachfolger firmiert, kann für die nächsten 
Jahre schon heute sicher sagen – wer gibt das 
schon Jahre vorher bekannt? –, dass sie mindes-
tens in den nächsten zwei Jahresabschlüssen noch 
in mittlerer dreistelliger Millionen-Größenordnung 
weiterhin Verluste wird ausweisen müssen. Darin 
sind all die Prozessrisiken, die aus unterschiedli-
chen laufenden Klageverfahren resultieren, noch 
gar nicht enthalten.  

Sie selber, Herr Finanzminister, wissen bei dem 
Kenntnisstand, den Sie heute bereits ganz sachlich 
betrachtet haben, dass das, was Sie an Vorsorge 
für die WestLB einkalkuliert haben, bei Weitem nicht 
ausreichen wird und dass das Manöver der Abwick-
lung die Steuerzahler leider noch viel stärker belas-
ten wird, noch viel teurer zu stehen kommen wird, 
als Sie heute annehmen.  

Deshalb war unser Ansatz sehr zielführend, als un-
ser Fraktionsvorsitzender Sie gestern ausdrücklich 
ermuntert hat, sich doch offensiver, als es bislang 
geschieht, nicht nur der Frage anzunehmen, wie 
man die Verluste verbucht, die die WestLB verur-
sacht, sondern sich auch einmal Gedanken zu ma-
chen, wie wir stärker das tun können, was auch an-
dere Landesbanken machen, nämlich Strategien zu 
entwickeln, wie wir Gelder auch einmal umgekehrt 
aus Prozessverfahren werthaltig für das Land Nord-
rhein-Westfalen als Eigentümer zurückbekommen. 
Bei den ersten Ansätzen ist noch viel Luft nach 
oben.  

Sie gucken ja nicht so gerne nach Bayern. Aber 
schauen Sie sich einmal an, mit welchem Mut die 
Bayern jetzt ihre Klageverfahren gegen Goldman 
Sachs, Bank of America und andere Emittenten von 
Schrottpapieren in den USA in Angriff nehmen. Da-
bei werden hohe Beträge zustande kommen, die 
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der Landeskasse wieder zufließen und für Entlas-
sungseffekte sorgen. Diesen Aspekt sollten Sie er-
heblich forcieren und da auch einmal Konflikte ein-
gehen, auch wenn man sich einmal mit großen 
Playern am Markt anlegt. Da gibt es noch viel Po-
tenzial nach oben. 

Was Sie auch gar nicht thematisiert haben, Herr Fi-
nanzminister, ist die Frage: Wie entwickelt sich ei-
gentlich zukünftig die Perspektive für Ihren Haus-
halt, wenn wir nicht mehr diese historische Niedrig-
zinsphase haben, wenn die Zinsen wieder steigen, 
was ja auch angesichts der aktuellen europäischen 
Rahmenbedingungen für die nächste Zeit nicht 
ganz ausgeschlossen ist. Was bedeutet das dann 
für das Land und nachgelagert für die Kommunen 
für die Liquidität und für die Kosten, die sie dann für 
die Kapitalaufnahme zu tätigen haben? Das sind 
große Risiken. Auch dazu fehlen die nötigen 
Schlussfolgerungen in Ihrer mittelfristigen Finanz-
planung. 

Das, was Ihre mittelfristige Finanzplanung enthält, 
ist allerdings der Aufwuchs des Landeshaushalts. 
Wenn wir uns das über die Jahre ansehen, stellen 
wir fest, dass immer weitere Milliarden draufkom-
men, dass Sie die Staatstätigkeit immer mehr aus-
dehnen wollen, auch wenn sie heute in Nordrhein-
Westfalen schon größer ausfällt als in anderen 
Bundesländern. Das sollte Ihnen auch zu denken 
geben. 

Bei diesen Rahmenbedingungen und bei diesen Ri-
siken müssen Sie schon die Frage beantworten: 
Welche neuen Steuern wollen Sie eigentlich alle 
noch einführen, und welche bestehenden Steuern 
wollen Sie alle noch weiter erhöhen, um die Lasten 
dann zu tragen, wenn die konjunkturellen Bedin-
gungen sich nicht mehr so gestalten wie heute.  

Deshalb muss Schluss sein mit dieser Verteilungs-
mentalität. Die Mitglieder der Landesregierung zie-
hen ja gerne durchs Land, weihen Einrichtungen ein 
und überreichen bei dieser Gelegenheit auch immer 
Schecks. Sie vermitteln dabei den Eindruck, sie gä-
ben ihr Geld. Was sie über den Tisch reichen, was 
sie über den Tresen geben, ist aber das Geld der 
Steuerzahler, und das ist verdammt knapp. Deshalb 
müssen wir schauen, dass wir mit diesem knappen 
Gut sinnvoller und verantwortungsbewusster umge-
hen.  

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

Sie müssen sich dem Benchmarking der anderen 
Bundesländer stellen. Warum schaffen – ob im 
Westen oder im Osten, ob im Süden oder im Nor-
den – Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen und Baden-Württemberg – 
alles Bundesländer mit einer höchst unterschiedli-
chen Struktur; Sie werden ja Mecklenburg-
Vorpommern nicht mit Bayern und Sachsen nicht 
mit Baden-Württemberg vergleichen – es in ganz 

anderer Weise, den Ausweg aus dem Schulden-
staat zu finden,  

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

und zwar mit anderen Konzepten, als Sie es hier in 
Nordrhein-Westfalen tun? Die haben übrigens auch 
alle unterschiedlich kolorierte politische Mehrheiten 
in ihren Ländern. Aber dort, wo in den Ländern der 
Wille besteht, zu handeln, da schaffen andere das, 
anders als Sie in Nordrhein-Westfalen. Deshalb 
bleiben wir bei unserer Einschätzung, Herr Finanz-
minister. Das ist auch eine Frage Ihrer Glaubwür-
digkeit.  

Sie haben heute – ich habe das eben zitiert – eine 
ganz druckfrische Pressemeldung Ihres Ministeri-
ums herausgegeben, in der nachlesbar steht, dass 
Sie 5,9 % Einnahmenzuwachs bei den Steuerein-
nahmen haben. Sie selber geben als positive Nach-
richt Rekordsteuereinnahmen bekannt, von denen 
Sie realistischerweise nicht ausgehen können, dass 
sie dauerhaft bestehen.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeord-
neter, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Ralf Witzel (FDP): Ich komme zum Schluss, Herr 
Präsident. 

Wir haben, Herr Finanzminister – das muss Ihnen 
im Ergebnis dieser Debatte klar sein –, in Nord-
rhein-Westfalen kein Einnahmeproblem, sondern 
ein Ausgabeproblem. Deshalb gilt unverändert: Sie 
müssen mehr sparen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Witzel. – Für die SPD-Fraktion 
spricht der Abgeordnete Börschel. 

Martin Börschel (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ein paar Bemerkungen 
möchte ich doch noch machen. Herr Kollege Witzel, 
wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, warum 
die Politikansätze der rot-grünen Regierung richtig 
sind – kein Kind zurücklassen, frühkindliche Bil-
dung, Bildung ein ganzes Leben lang –, dann haben 
Sie diesen eben fortgesetzt erbracht.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist doch vollkommen logisch, dass wir uns in der 
heutigen Debatte möglichst auf konkrete Dinge be-
schränken sollten. Wir haben eben von Ihnen ein 
langes Plädoyer und ein großes Referat über Ihr 
neoliberales Staatsverständnis, gespickt mit kruden 
historischen Vergleichen, gehört. Auch ein bisschen 
Slapstick war dabei. Ob das wirklich lustig sein soll-
te, war mir nicht ganz klar. Es gibt jedoch fortgesetzt 
eine absolute Realitätsverweigerung. Sie haben 
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sich schlicht und einfach mit diesem Haushalt 2012 
nicht beschäftigt. Und Sie verweigern sich jedem 
einzelnen konkreten Vorschlag, übrigens wie die 
Kollegen der CDU auch. Das zeigt doch einfach 
nur, dass Sie heute die Leistung schlicht nicht er-
bracht haben, die eigentlich in einer solchen Dis-
kussion notwendig ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben einen ziemlich gewagten Vergleich an-
gestellt, indem Sie den Studienerfolg der Minister-
präsidentin mit dem Ihren verglichen haben. Meine 
Höflichkeit verbietet es, hierauf eine wirkliche Ant-
wort zu geben. Aber ich meine, Studienerfolge sind 
eben mal so und mal so. Ich habe an dem der Mi-
nisterpräsidentin jedenfalls keinen Zweifel in Anbe-
tracht dessen, was sie hier vorgetragen hat. 

Sie haben dem Finanzminister vorgeworfen, Herr 
Kollege Witzel, viel interessanter als das, was er 
gesagt habe, sei das gewesen, was er nicht gesagt 
habe. Das trifft eigentlich nur auf Sie zu. Denn es 
gab keinen einzigen konkreten Punkt zu Haushalts-
fragen, eben nur die Elogen über Staatsverständnis, 
Neoliberalismus und das, was Sie eigentlich immer 
schon mal sagen wollten. Nur weil wir gezwungen 
sind, Ihnen zuzuhören, macht es die Sache keines-
wegs besser.  

(Beifall von der SPD) 

Ausgerechnet zum Thema „WestLB“ uns Belehrun-
gen zu machen, das ist wirklich so etwas von de-
platziert und falsch. Wenn Sie ein künftiges Ge-
schäftsmodell der WestLB mit dem Bund und dem 
Finanzminister diskutieren und schauen wollen, wie 
andere Bundesländer das machen, dann erinnere 
ich Sie daran, dass es die WestLB gar nicht mehr 
gibt.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Ralf Witzel [FDP]: Habe ich doch gerade ge-
sagt: WestLB-Abwicklung durch Rechtsnach-
folger Portigon AG!) 

Das mag Ihnen vielleicht entgangen sein, aber die 
Westdeutsche Landesbank AG ist schlicht nicht 
mehr vorhanden. Portigon hat jetzt ein Geschäfts-
modell, das wir zusammen mit anderen weiterent-
wickeln. Aber ausgerechnet Sie waren es doch in 
der damaligen Koalition mit Ministerpräsident Rütt-
gers, der die WestLB verkaufen wollte. Sie haben 
es aber nicht auf die Reihe bekommen. Sie wollten 
die Braut erst aufhübschen. Was daraus geworden 
ist, das sehen wir jetzt: Milliarde um Milliarde muss 
jetzt in Haushalte eingestellt werden, weil Sie es 
nicht geschafft haben, Ihren eigenen Vorhaben Ta-
ten folgen zu lassen. Und vor lauter Aufhübschen ist 
aus der Braut eine ziemlich alte Lady geworden, die 
wir am Ende nicht mehr vernünftig am Markt halten 
konnten. 

(Beifall von der SPD – Zurufe) 

Sie persönlich haben durch Klagen vor dem Lan-
desverfassungsgerichtshof genau das verhindert, 
was Sie jetzt vom Finanzminister fordern, nämlich 
Vorsorge. Der Finanzminister hat doch versucht, die 
Vorsorgelasten in Haushalten so abzubilden, dass 
wir ein für alle Mal sehen, transparent, offen, für je-
den ehrlich erkennbar, welche Lasten noch auf uns 
zukommen. Sie haben das verhindert. Also bekla-
gen Sie doch jetzt nicht mit aufgesetzten Krokodils-
tränen, dass das nicht geschehen kann, was Sie 
selbst verhindert haben. 

(Beifall von der SPD) 

Ihr einziger Punkt zu einem wirklichen Geschäfts-
modell der WestLB – Ihr Fraktionsvorsitzender 
Lindner hat das übrigens vor einigen Wochen tat-
sächlich einmal mehr im Munde geführt – war die 
Vertikalisierung von Sparkassen und Westdeut-
scher Landesbank oder eben jetzt Portigon. Das 
muss man sich einmal vorstellen. Der Mühlstein um 
den Hals der Sparkassen, nämlich die Vertikalisie-
rung, dass die WestLB ihnen das Geschäft wegge-
nommen hätte, das führen Sie immer noch immer 
Mund. Deutlicher kann man doch nicht zeigen, dass 
Ihre Konzepte von gestern sind.  

Deswegen die herzliche Bitte: Lassen Sie es sein 
und werden Sie endlich konkret, aber nicht den al-
ten Käu von gestern. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht der Abgeordnete Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mein Fraktionsvor-
sitzender hat gesagt, ich dürfte mich nur melden, 
wenn ich das Niveau von Herrn Witzel unterbiete.  

(Heiterkeit von den GRÜNEN und der SPD) 

Weil ich möchte, dass wir über Haushaltspolitik wie-
der ernsthaft und qualifiziert reden, möchte ich nur 
einen Punkt herausgreifen. Sie haben ja das ach so 
witzige Beispiel von den Gutachten über das 
Schwanzbeißen in den nordrhein-westfälischen 
Ställen geliefert. Vielleicht hätten Sie sich einmal mit 
der Materie auseinandersetzen sollen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Es gibt noch viele weitere 
Auftragsvergaben!) 

Es geht nämlich hierbei darum, Herr Kollege Wit-
zel – hören Sie bitte den Moment zu! –, ob Ställe 
nach EU-Recht zu schließen sind. Wenn nämlich in 
den Ställen Schwanzbissigkeit vorherrscht, dann 
müssen diese Ställe nach EU-Tierschutzrecht ge-
schlossen werden. Das Umweltministerium hat da-
raufhin diese Studie in Auftrag gegeben, um sicher-
zustellen, dass diese Ställe nicht geschlossen wer-
den müssen. Sind Sie dafür, dass dieses Gutachten 
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nicht in Auftrag gegeben wird und damit zwei Drittel 
bis drei Viertel der nordrhein-westfälischen Ställe 
geschlossen werden? Ach wie witzig, Herr Kollege 
Witzel! Und ach wie witzig, dass Sie die Stutenbis-
sigkeit im Kabinett untersuchen lassen wollen. Das 
ist ein Niveau, Herr Kollege, das ich unterirdisch 
und wirklich ekelhaft finde.  

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD und den 
PIRATEN) 

Wir kommen ja unter dem Tagesordnungspunkt 
zum Thema „Steuerabkommen“ noch auf weitere 
Ekelhaftigkeiten zu sprechen, aber jetzt noch nicht.  

Noch ein Punkt, was das Steuerabkommen anbe-
trifft. Hierauf hat ja auch der Finanzminister hinge-
wiesen. Auch da haben Sie ja durch Weglassungen 
versucht, ein gewisses Bild darzustellen. Mittlerwei-
le habe ich aber einen ganz anderen Eindruck von 
Ihnen. 2008 hat Finanzminister Linssen ebenfalls 
eine Steuer-CD kaufen lassen. Er hat damals auf 
Nachfrage – wir haben das unterstützt – darauf hin-
gewiesen, er habe da keinen Spielraum, ob er diese 
kauft oder nicht, weil er nach Abgabenordnung – ich 
könnte den Brief heraussuchen – gehalten sei, je-
dem Hinweis auf Steuerhinterziehung nachzuge-
hen. Er hat es so gedeutet, er sei quasi verpflichtet, 
diese CD zu kaufen.  

Wenn Sie jetzt versuchen, den Finanzminister zu 
kriminalisieren – einige Piraten haben auch Anzeige 
erstattet; darüber werden wir nachher auch noch 
einmal sprechen – und den Anschein zu erwecken, 
dass das Aufdecken von Steuerstraftaten Hehlerei 
sei und man eine konsequente Ermittlung zu unter-
lassen habe, wenn man nicht jedem Vorgang nach-
gehe, drängt sich mir folgender Verdacht auf: Sie 
haben eine Studie in Auftrag gegeben – die Herr 
Lindner gestern zitiert hat –, in der es darum geht, 
ob man eher für Schuldenabbau oder, in Ihren Wor-
ten, eher für soziale Wohltaten ist. 

Ich habe mir einmal die Kommentarleiste ange-
schaut. Ein Kommentar lautete – alle Kommentare 
waren vernichtend, zumindest die, die ich gelesen 
habe; es waren ungefähr 40 oder 50 –: Dieses Gut-
achten wundert uns gar nicht, weil diese FDP die 
Partei der Schutzpatrone, der Automatenaufsteller 
und der Steuerhinterzieher zu sein scheint. – Das 
haben Sie heute eindrucksvoll bestätigt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Damit ist der erste Teil dieses 
Tagesordnungspunkts erledigt. Wir sind am Schluss 
der Beratung. 

Zur Einbringung des Entwurfs für das Gemeinde-
finanzierungsgesetz erteile ich für die Landesre-
gierung Herrn Minister Jäger das Wort. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir beraten heute über den Entwurf für das 
Gemeindefinanzierungsgesetz 2012. Mit diesem 
Gesetz werden wir den Kommunen in Nordrhein-
Westfalen weiter helfen, ihre Handlungsfähigkeit 
und ihre Gestaltungsfähigkeit zurückzubekommen. 
Das war die Leitidee der Gemeindefinanzierungs-
gesetze in den Jahren 2010 und 2011, und es ist 
auch die Leitidee in dem Gesetzentwurf des Jahres 
2012.  

Es ist Schluss damit, dass der Landesfinanzminister 
seine klebrigen Finger in die kommunalen Kassen 
steckt und diese zur Konsolidierung des eigenen 
Haushalts räubert. 

(Beifall von der SPD) 

Es ist Schluss damit, dass das Gemeindefinanzie-
rungsgesetz zur Konsolidierung des Landeshaus-
halts 300 Millionen € vorsieht. Auch das ist in dem 
Entwurf für das Gemeindefinanzierungsgesetz des 
Jahres 2012 geheilt. 

Es ist auch Schluss damit, dass die Schlüsselzu-
weisungen das Geld zwischen den 396 Kommunen 
nach völlig veralteten Datensätzen des Jahres 1999 
verteilen. Wir haben darauf geachtet, dass wir das 
ifo-Gutachten und die Empfehlungen der ifo-
Kommission, an der alle Fraktionen beteiligt waren, 
konsequent umsetzen. Damit wird die Wirklichkeit 
der Soziallasten in den Kommunen abgebildet. Wir 
werden diese Daten zeitnah und aktuell zugrunde 
legen, wenn es darum geht, die Soziallasten in den 
Kommunen durch Schlüsselzuweisungen des Lan-
des auszugleichen. 

Ein wichtiger Punkt ist die deutliche Erhöhung der 
Finanzausgleichsmasse. Im Entwurf für das GFG 
2012 steigt das Finanzierungsvolumen, das den 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung 
steht, um noch einmal 500 Millionen €. Damit erhal-
ten die nordrhein-westfälischen Kommunen ein Plus 
von 6,31 %. In der Summe sind das 8,4 Milliarden €: 
die höchste Summe in der Geschichte des Landes 
Nordrhein-Westfalen für unsere Kommunen. Das ist 
auch gut so; denn sie brauchen es dringend. 

Weitere 350 Millionen € stellen wir im Rahmen des 
Stärkungspaktes zur Verfügung. Damit wird klar: 
Diese Landesregierung stellt den Kommunen nahe-
zu 9 Milliarden € zur Verfügung, damit sie ihre wich-
tigen Aufgaben finanzieren können. Auch das ist gut 
so. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es liegt 
Ihnen auch ein Antrag der FDP-Fraktion zur Einfüh-
rung einer Staffelung der fiktiven Realsteuerhebe-
sätze vor. Ich darf darauf aufmerksam machen, die 
FDP sagt selbst – nach dem Gutachten von Prof. 
Droege –, dass hier eine wohlbegründete Entschei-
dung zu erfolgen habe. Tatsache ist, dass das nicht 
im Rahmen der Beratung über einen Antrag, der 
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eben mal auf den Tisch gelegt wird, beschlossen 
werden kann. 

Gleichwohl – das bietet diese Landesregierung an – 
werden wir auch diese Frage der Gerechtigkeit der 
fiktiven Hebesteuersätze gutachterlich überprüfen 
lassen. Dies haben wir so mit den kommunalen 
Spitzenverbänden abgesprochen; denn es geht uns 
darum, das Gemeindefinanzierungsgesetz gerecht 
zu gestalten. Neben der Berücksichtigung der aktu-
ellen Daten bei den Soziallasten ist auch die gut-
achterliche Bewertung verschiedener Komponenten 
im Gemeindefinanzierungsgesetz ein Weg, um am 
Ende diese Transparenz und diese Gerechtigkeit 
herzustellen. 

Meine Damen und Herren, dieses GFG ist ein gutes 
Gesetz für die nordrhein-westfälischen Kommunen. 
Wir gehen ganz konsequent unseren Weg weiter, 
ihnen durch finanzielle Entlastung die Gestaltungs-
fähigkeit und die Handlungsfähigkeit zurückzuge-
ben. Damit unterscheiden wir uns eklatant von der 
alten Landesregierung. Wir beraten den Entwurf für 
das GFG auf Augenhöhe mit den Vertretern der 
Kommunen, berücksichtigen ihre Probleme und 
versuchen, diese im Rahmen unserer Möglichkeiten 
zu lösen. 

Als Letztes habe ich eine Bitte an das gesamte Ple-
num: Die kommunale Finanzausstattung ist nicht 
ausreichend. Wir haben darüber häufig genug bera-
ten. Die eigentliche Ursache liegt darin, dass den 
Kommunen bundesweit – auch in Nordrhein-
Westfalen – Sozialaufgaben aufgebürdet werden, 
die sie mit ihrer Finanzausstattung schlichtweg nicht 
finanzieren können. 

Es ist gut, dass diese Bundesregierung ab 2014, 
was die Lösung der Frage betrifft, wie wir die Kom-
munen in der Grundsicherung entlasten können, für 
die Leistungen an Menschen aufkommt, die zu we-
nig Rente erhalten. Das ist gut, aber es ist zu wenig, 
und es kommt zu spät. Die Regelung im Fiskalpakt, 
nämlich die Absichtserklärung, auch die Eingliede-
rungshilfen für Menschen mit Behinderung über den 
Bundeshaushalt mitzufinanzieren, ist wichtig, weil 
der Bund mit seiner Gesetzgebungskompetenz in 
seinem eigenen Haushalt die Dynamik der eigenen 
Beschlüsse spüren muss.  

Ich glaube, dass wir 2011 in diesem Plenum richtiger-
weise gemeinsam beschlossen haben, dass derarti-
ge Leistungen zukünftig vom Bund zumindest mitzu-
tragen sind. Das sollten wir auch weiterhin gegen-
über Berlin thematisieren. Es geht um unsere Kom-
munen, um deren Finanzausstattung und um deren 
Gestaltungsfähigkeit. Es muss unser Auftrag sein, 
auch in Berlin für deren Rechte einzutreten. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister.  

Ich eröffne die Beratung. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Hübner. 

Michael Hübner (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In der Tat möchte auch ich mich 
ausdrücklich bei Herrn Minister Jäger für die Ein-
bringung des Entwurfs des 2012er Gemeindefinan-
zierungsgesetzes bedanken. Er hat viele wichtige 
Aspekte angesprochen. Ich will das nur noch er-
gänzen; denn wir befinden uns mindestens schon in 
der dritten Aussprache zum Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2012.  

Wir haben den Entwurf im Dezember letzten Jahres 
eingebracht und hatten am 14.03. dieses Jahres 
morgens noch die Gelegenheit, das eine oder ande-
re Wort darüber zu verlieren, bevor wir den Landtag 
dann einvernehmlich aufgelöst haben.  

Ich möchte noch einmal herausgreifen den Sozial-
lastenansatz und die Abmilderungshilfe.  

Zum Soziallastenansatz: Sie können dem Gemein-
definanzierungsgesetz entnehmen, dass rechne-
risch nach der Regressionsanalyse der Soziallas-
tenansatz eigentlich bei 17,76 Bedarfssatzpunkten 
liegen müsste. Wir haben im Jahre 2011 bereits 
festgestellt, dass er auf 15,3 Bedarfssatzpunkte in 
dem Jahr hätte steigen müssen. 

Wir haben uns dann dazu entschieden – das ist 
auch völlig richtig in der Vorlage des Ministeriums –, 
zu sagen, wir belassen es bei den 15,3 Bedarfs-
satzpunkten und ergänzen das um eine Abmilde-
rungshilfe für die Städte, die überraschenderweise 
darunter zu leiden haben. Aber um Planungssicher-
heit zu geben, belassen wir es bei der Höhe von 
15,3 Punkten. 

Ich halte das Verfahren für absolut richtig. Es ist 
zwar rechnerisch etwas höher, aber da sind wir 
auch den Kommunen verpflichtet, Rechtssicherheit 
zu schaffen und vor allen Dingen Planungssicher-
heit zu schaffen. Deshalb ist es auch das richtige 
Signal, bei den Punkten entsprechend zu bleiben. 

Das Gemeindefinanzierungsgesetz 2012 – da muss 
ich Herrn Minister Jäger ausdrücklich unterstützen – 
beendet im Ergebnis auch den kommunalen Raub-
zug durch die Gemeinden, den Schwarz-Gelb in 
den Jahren von 2005 bis 2010 begangen hat. 3 Mil-
liarden € – die sind hier schon öfter genannt wor-
den – sind den Kommunen bewusst entzogen wor-
den. Wir haben Konsolidierungsbeiträge als kom-
munale Familie für den Landeshaushalt leisten 
müssen. Das ist beendet worden. Das ist auch gut 
so. 

Die Abmilderungshilfe wird ja letztlich nur für das 
Jahr 2012 zur Anwendung kommen. Es war aber 
ein gutes Signal. Jetzt sind wir alle im Verfahren da-
zu verdammt, das 2012er GFG möglichst schnell zu 
verabschieden. Denn alle Kämmereien haben damit 
geplant, genauso wie mit den Eckdaten, die für das 
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Jahr 2013 bereits bekannt sind. Da bitte ich Sie alle 
recht herzlich um ein zügiges Verfahren, um eine 
zügige Anhörung zu dem Thema „GFG 2012“. 

Ich möchte damit schließen, dass ich mich auch 
ausdrücklich der Meinung von Ralf Jäger anschlie-
ße zum Thema der fiktiven gestaffelten Hebesätze. 
Darüber haben wir in der Tat schon häufiger bera-
ten. Dass das nicht so ganz einfach ist, wissen Sie, 
glaube ich, auch. Mit dem Ansatz, den Sie hier ge-
wählt haben, einmal eben mit einem Antrag dafür zu 
sorgen, kann man vielleicht im Heimatkreis ein biss-
chen Werbung machen und Stimmung erzeugen.  

Aber gestehen Sie uns zu, dass wir dem Antrag 
heute in der Art und Weise natürlich nicht zustim-
men können und ihn auch nicht zustimmungsfähig 
finden, weil die Probleme, die Sie da aufgeführt ha-
ben, ja in der Tat schwierig sind, weil es ja auch bei 
gestaffelten fiktiven Hebesätzen dazu kommen 
würde, dass die großen kreisangehörigen Städte 
vermutlich stärkere Profiteure werden und die klei-
neren kreisangehörigen Städte eher benachteiligt 
werden. Dann ist die Frage, in welcher Höhe, bei 
welchen Grenzen Sie das einsetzen werden. Es gibt 
viele weitere Fragen. Aber ich denke, das wissen 
Sie alles selbst und es handelt sich hier eher um ei-
nen Show-Antrag.  

Also, meine Damen und Herren: In Summe lassen 
Sie uns ein schnelles Verfahren wählen, so schnell 
es möglich ist. Die Planungssicherheit haben die 
Städte verdient. Die Politik gegenüber den Städten 
hat sich in den letzten zweieinhalb Jahren kolossal 
verändert. Wir setzen das mit diesem GFG fort.  

Ich bitte um zügige Beratung und bedanke mich für 
die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD und Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hübner. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Abgeordneter Kuper. 

André Kuper (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Unsere Städte in Nordrhein-Westfalen 
befinden sich in einer hundsmiserablen Finanzlage. 
Wenn nur noch 35 von 396 Städten einen echten 
Haushaltsausgleich schaffen, dann ist das eine Ka-
tastrophe. Mit einem kameralistisch ermittelten Mi-
nus von rund 2 Milliarden € sind wir im Bundesver-
gleich mittlerweile Vorletzter.  

Da muss man sich fragen: Geht das allen Kommu-
nen in Deutschland so? Dann wird man feststellen: 
Nein. So ist es nicht. Wir liegen hier in Nordrhein-
Westfalen gegen den Bundestrend, wo ein positives 
Echo von 2,5 Milliarden € erwartet wird. 

Es gibt durchaus Kommunen, zum Beispiel in Län-
dern wie Baden-Württemberg, die in diesem Jahr 
mit einem Gesamtsaldo leben können. In mehr als 
der Hälfte der Bundesländer wird bei den Kommu-

nen ein positives Echo ausgewiesen. Also muss 
man die Ursachen in NRW tiefer hinterfragen. Dann 
ist es zu einfach, dann ist es zu kurzsichtig und 
auch zu durchsichtig, meine Damen und Herren, 
nur den Bund als Schuldigen in NRW auszu-
machen.  

In meiner langjährigen Funktion als Vorsitzender des 
Städte- und Gemeindebundes und da speziell des 
Finanzausschusses in Düsseldorf wie auch in Berlin 
kenne ich aus den dort gemachten Analysen mehre-
re Ursachen der kommunalen Finanzkrise in NRW,  

a) beispielsweise den in NRW höchsten bundeswei-
ten Kommunalisierungsgrad. Das heißt, wir sind das 
Bundesland mit den vergleichsweise meisten auf 
die Kommunen übertragenen Aufgaben.  

b) Natürlich gehören dazu auch die Sozialkosten, 
wobei der Bund und die Bundesregierung die Not 
der Kommunen sehen und sie allein im Jahre 2013 
um 3,1 Milliarden € entlasten, wobei aber auch da 
zu klären ist, warum und ob in Einzelfällen die Kos-
ten pro Fall in NRW teilweise höher sind als in an-
deren Bundesländern. 

(Beifall von der CDU) 

c) sind es sicherlich die immensen Schulden und d) 
auch die Einführung des NKF mit allen Abschrei-
bungen, aber auch mit den Pensionslasten, welche 
natürlich die Fehlbeträge der Kommunen erhöhen. 

e) ist es aber auch das Verhalten der Politik oder Auf-
sichtsbehörden, wo letztlich durch Rücksichtnahme, 
Zögerlichkeit oder politische Entscheidungen die Vor-
gaben der Haushaltssicherung oder der Nothaushalte 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig umgesetzt wurden. 

f) sind es sicherlich auch im Einzelfalle die Ent-
scheidungen in Kommunen, wo aufgrund fehlender 
Kostentransparenz Investitionen getätigt wurden, 
die heute die Ergebnisrechnung belasten. 

Es lassen sich noch viele Gründe anfügen. 

Daher ist es dringend geboten, dass Sie sich als 
Regierungsfraktionen intensiver mit dieser The-
menpalette beschäftigen. Sie sollten dort an vielen 
Hebeln ansetzen, Sparpotenziale heben, anstatt 
immer nur allein nach dem Bund zu rufen. Ange-
sichts der bundesweiten Vergleichswerte ist deut-
lich: Auch wir müssen unsere Aufgaben und Haus-
aufgaben in NRW machen.  

Eines steht fest: Mit diesem GFG lösen Sie nicht die 
Finanzprobleme der kommunalen Familie. Mit die-
sem GFG verteilen Sie Mangel, aber ungleich. Sie 
zeigen Ihr Herz für die kreisfreien und großen Städ-
te im Land, aber dafür entziehen Sie Ihre Zuneigung 
den mittleren und den kleinen Kommunen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit der heutigen Debatte wird die Frage nach einem 
transparenten, nachvollziehbaren und gerechten 
GFG nötig. Die heutige Berechnungsmethode der 
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Schlüsselzuweisungen ist nicht gerecht. Beseitigen 
Sie den Zirkelschluss, der insbesondere in den An-
wendungsbedingungen der Regressionsanalyse 
liegt. Es ist nicht nachvollziehbar, warum zum Bei-
spiel im GFG bei der Bedarfsermittlung steigende 
Ausgaben automatisch berücksichtigt werden, wäh-
rend auf der Gegenseite – also bei der Ermittlung 
der zu berücksichtigenden Finanzkraft der Kommu-
nen – mit fiktiv berechneten Werten jeweils eine 
halbe Milliarde Einnahmen aus Steuern unberück-
sichtigt bleibt. Was soll das? 

Dann sollten Sie sich und uns – besonders auch Ih-
ren Wählerinnen und Wählern – die Frage beant-
worten, warum Ihnen ein Bürger in kreisangehöri-
gen Städten bei den Zuweisungen durchschnittlich 
281 € Wert ist und ein Bürger in kreisfreien Groß-
städten durchschnittlich 472 €. Sie sollten auch die 
Frage beantworten, warum Sie innerhalb der letzten 
Jahre bei gleichen Steigerungsraten für Steuerkraft 
und Soziallasten dem kreisangehörigen Raum 
3,4 % und dem kreisfreien Raum 48,7 % mehr ge-
geben habe. Nutzen Sie doch die Chance mit dem 
vom Land selbst in Auftrag gegebenen Gutachten 
zur Weiterentwicklung des kommunalen Finanzaus-
gleichs als Schritt in die richtige Richtung. 

Ich komme zum Schluss. Entwickeln Sie endlich ein 
ganzheitliches und ressortübergreifendes Konzept 
zur Beseitigung der kommunalen Finanzkrise. Oder 
ist Ihnen doch nicht jeder Bürger gleich viel wert? 
Wo ist die Politik mit Herz? Es ist dringend Zeit zum 
Handeln. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Kuper. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Mostofiza-
deh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Jetzt sind wir wie-
der bei der Haushaltspolitik. Der Kollege Kuper hat 
vorgetragen, das GFG sei die Verteilung des Man-
gels. NRW müsse seine Hausaufgaben machen.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Was heißt das denn auf Deutsch? Soll mehr Geld 
ins GFG, Herr Kollege? Hat die CDU-Fraktion Vor-
schläge, das GFG aufzustocken? Haben Sie einen 
Deckungsvorschlag für diesen Vorschlag? Oder ist 
das wieder diese pauschale Schuldzuweisung ohne 
Hinterlegung von Fakten, ohne einen konkreten 
Vorschlag zur besseren Ausgestaltung?  

Das werde ich Sie jetzt bei jedem einzelnen Punkt 
mantrahaft fragen, weil ich es für die Koalition nicht 
zulassen möchte, dass Sie auf der einen Seite den 
Bürgermeistern erzählen, man könne in Nordrhein-
Westfalen Geldsäcke irgendwohin verfrachten, wäh-
rend es auf der Seite niemanden gibt, der den Kon-

toabgang irgendwie bestätigen und ausgleichen 
müsse. Das lassen wir Ihnen einfach nicht mehr 
durchgehen.  

Ich möchte noch einen Punkt anfügen, der bei 
der Frage der Finanzausstattung sowohl des 
Landes als auch der Kommunen unmittelbar ei-
ne Rolle spielt. Wir hatten im Sommerloch ja ei-
ne sehr interessante Auseinandersetzung um 
das Ehegattensplitting. Der Vorsitzende der 
CDU-Fraktion hat gesagt, Hintergrund dieser 
Auseinandersetzung sei gewesen, dass das 
Bundesverfassungsgericht zu Recht entschieden 
habe, dass eingetragene Lebenspartnerschaften 
im Steuerrecht – das bezog sich jetzt nicht auf 
die Einkommensteuer, sondern auf eine andere 
Steuerart – gleichzustellen sind. Dazu sagte 
Herr Laschet, er finde das richtig, es würde aber 
einiges an Mehrkosten auslösen, wenn man an-
sonsten am Ehegattensplitting nichts ändern 
würde. Daraufhin sagte Herr Laumann, das finde 
er nicht richtig, denn eine steuerliche Gleichstel-
lung sei nur für die klassische Familie zugelas-
sen, wo die Frau – ich glaube, in seinem Famili-
enbild ist es der Mann, der für die Frau sorgt – 
für den Mann sorgt. Das Verfassungsgericht 
werde das nicht zulassen. 

Jetzt kommen wir zu dem Vorschlag, der vielleicht 
auch einmal politisch interessant werden könnte 
und der zu Mehreinnahmen und zu mehr Steuerge-
rechtigkeit in Deutschland führen würde, nämlich die 
Abschaffung oder Reduzierung des Ehegattensplit-
tings und die Einzelbesteuerung der Menschen. 
Das würde nämlich 23 Milliarden € an Mitnahmeef-
fekten zumindest abschmelzen. 42,5 % dieser 
23 Milliarden € würden an die Länder gehen. Also 
würde auch Nordrhein-Westfalen davon profitieren. 
15 % bekämen die Kommunen unmittelbar.  

Vielleicht klären Sie das mal innerhalb der CDU. Wir 
als Grüne sind sehr wohl für eine gerechte Besteue-
rung. Das heißt, die Alleinerziehende soll aus unse-
rer Sicht nicht stärker besteuert werden als die 
Frau – das ist völlig in Ordnung, jeder hat sein eige-
nes Bild –, die im Rahmen des Zusammenlebens 
mit einem Mann besteuert wird. 

Ich komme zum Thema „Struktur des GFG“. Das 
GFG ist – das hat der Innenminister vorgetragen – 
letztlich unverändert gegenüber den Ausgangsda-
ten von 2012. Allerdings ist es in der Masse deutlich 
angewachsen. Auch das ist natürlich eine Folge von 
Steuermehreinnahmen, aber auch Folge der Wei-
terführung der Besserstellung durch die – jetzt so-
gar noch höheren – Einbeziehung der Grunder-
werbsteuer und auch Folge des Verzichts auf den 
Konsolidierungsbeitrag der Kommunen beim Lan-
deshaushalt.  

Das bejubeln Sie seitens der CDU nicht, sondern 
Sie tun wieder so, als wenn wir das GFG geschröpft 
hätten, als wenn wir es reduziert hätten. Sie fangen 
auch noch eine Neiddebatte an, die fachlich – das 
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ist jetzt mehrfach ausgetragen worden – schlicht-
weg unsinnig ist. 

Natürlich ist es richtig, was der Innenminister gesagt 
hat: Wenn wir die Pflicht der Kommunen, die Sozi-
alausgaben zu reduzieren, weiter vorantreiben kön-
nen – das war ja ein Verdienst der Opposition und 
der Länder im Bundesrat, dass es im Rahmen der 
Fiskalpaktverhandlungen eine weitere Entlastungs-
stufe bei der Grundsicherung gibt; das ist von der 
Bundesregierung ja nicht freiwillig zugestanden 
worden – kann es ab 2014 zu einer weiteren Entlas-
tung kommen.  

Zu all dem müssen CDU und FDP immer wieder 
gezwungen werden, getrieben werden. Schon die 
erste Zusicherung war ja gegen den Willen des 
Bundesfinanzministers Schäuble, bei der Grundsi-
cherung im Alter für eine Entlastung zu sorgen. 
Auch das ist im Rahmen des Hartz-IV-
Kompromisses erst vom Bundesrat, also von den 
Bundesländern, gegen den Willen der Bundesregie-
rung erstritten worden. Sie tun immer so, als wenn 
Sie selbst darauf gekommen wären. Nein, es gab 
Druck aus den Ländern. Und das war auch Folge 
des gemeinsamen Beschlusses dieses Landtages, 
in diese Richtung zu arbeiten.  

Meine Fraktion und diese Koalition stützen das 
GFG. Wir halten es für den richtigen Weg. Wir sind 
sehr froh, dass dort mehr hineinfließt.  

Das möchte ich noch mitgeben: Die Beitragsverän-
derungen an den Zuschüssen des Landes innerhalb 
des GFG gehen ausschließlich auf Steuerkraftver-
änderungen und nicht auf politische Veränderungen 
an der Struktur des GFG zurück. 

Insofern freue ich mich auf die Beratung und hoffe, 
dass es eine breite Zustimmung geben wird. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Herr Mostofizadeh. – Für die Fraktion der FDP 
spricht nun Herr Kollege Abruszat. 

Kai Abruszat (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Minister Jäger, ich ha-
be der Regierungserklärung der Frau Ministerpräsi-
dentin am Mittwoch genau gelauscht. 

(Minister Ralf Jäger: Das ist gut! Und hoffent-
lich auch etwas gelernt!) 

Sie hat etwas zum Thema „Ländliche Räume“ ge-
sagt. Ich zitiere:  

„Auch die ländlichen Räume in Nordrhein-
Westfalen sind wirtschaftsstark, lebenswert und 
wichtige Standorte vieler kleiner und mittlerer 
Unternehmen.“ 

Weiter hat sie ausgeführt:  

„Durch eine gezielte nachhaltige Entwicklung 
des ländlichen Raums wollen wir daher Beschäf-
tigung und Wertschöpfung dort erhalten.“ 

(Beifall von der FDP – Minister Ralf Jäger: 
Das ist so etwas von richtig!) 

– Das ist völlig richtig! Ich frage mich nur, wie das 
gelingen soll, wenn Sie mit diesem Gemeindefinan-
zierungsgesetz dem ländlichen Raum zeitgleich den 
finanziellen Boden unter den Füßen entziehen. 
Denn das ist Tatsache. 

(Beifall von der CDU) 

Da lohnt auch ein Blick in das GFG 2011. Schon da 
haben wir es mit 135 Millionen € zulasten des länd-
lichen Raums zu tun gehabt. Im GFG 2012 sind es 
wieder mehr als 100 Millionen € zulasten des ländli-
chen Raumes. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn in-
nerhalb von nur zwei Jahren fast eine viertel Milliar-
de Euro innerhalb des Systems zulasten des ländli-
chen Raums umverteilt wird, dann kann man nicht 
von einem fairen, ausgewogenen Gemeindefinan-
zierungsgesetz sprechen. Das ist unsere Überzeu-
gung. 

Herr Minister Jäger, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen von der Regierungskoalition, ich will Ihnen 
noch drei Punkte im Zusammenhang mit dem GFG 
aufzeigen: 

Erstens kritisieren wir den fehlenden Reformwillen 
bei der gesamten Struktur der Kommunalfinanzie-
rung. Sie wissen ganz genau, dass das heutige 
System des kommunalen Finanzausgleichs viele 
Webfehler hat. Sie wissen ganz genau, dass das 
GFG in seiner heutigen Form keine Zukunft mehr 
hat. Aber anstatt jetzt den großen Wurf anzugehen, 
doktern Sie herum, drehen an ein paar Stellschrau-
ben des bestehenden Systems, verschieben die 
Auseinandersetzung, trauen sich offensichtlich 
nicht, das Thema anzugehen. 

Der zweite Punkt: Sie nehmen dilettantische An-
passungen an einzelnen Punkten vor, statt das Ge-
samtsystem anzugehen. Ich nenne als Thema die 
Einwohnerveredelung. Auch das bringt weitere Un-
wuchten. 

Der dritte Punkt, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ist natürlich der Soziallastenansatz: Wir 
müssen uns mal vor Augen halten, was das eigent-
lich heißt. Es ist so, dass der Ansatz derart deutlich 
ausgeweitet worden ist, dass er nun für die Vertei-
lung von rund einem Drittel der gesamten GFG-
Mittel verantwortlich ist. Ein Drittel der GFG-Mittel 
sind für den Soziallastenansatz! Meine Damen und 
Herren, das ist nicht fair, das ist nicht ausgewogen. 
Das ist eben keine gerechte kommunale Finanzie-
rung. 

(Beifall von der FDP) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Kai Abruszat (FDP): Ich gestatte gerne eine Zwi-
schenfrage. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Der Kollege Stein 
von der Fraktion der Piraten möchte eine Zwischen-
frage stellen. 

Kai Abruszat (FDP): Oh, gern, wunderbar. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr 
Kollege. 

Kai Abruszat (FDP): Wenn Sie das bitte nicht auf 
meine Redezeit anrechnen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Die Zeit rechnen wir 
nicht an. 

Kai Abruszat (FDP): Die Uhr tickt nämlich schon 
unerbittlich. 

Robert Stein (PIRATEN): Herr Abruszat, vielen 
Dank für Ihre Ausführungen. Ich habe jetzt natürlich 
an Sie die Frage, wie Sie das letztendlich finanzie-
ren wollen – wie Sie mich das gestern auch gefragt 
haben. Anscheinend bemängeln Sie ja, dass zu 
wenig Geld vorhanden ist. Wo sind da konkret Ihre 
Lösungsansätze? 

Kai Abruszat (FDP): Ich bin sehr dankbar dafür, 
dass Sie mir Gelegenheit geben, Ihnen das zu er-
klären, weil es mir auch Gelegenheit gibt, meine 
Redezeit etwas auszuweiten. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Herr Kollege Stein, wir haben darüber ja auch schon 
mal im Kommunalausschuss diskutiert. Es geht vor 
allen Dingen um die Frage einer gerechten Syste-
matik. Wenn ich eine gerechte Systematik haben 
will, brauche ich Mut zu einer GFG-Novelle, zu einer 
GFG-Reform, die diesen Namen verdient. Deswe-
gen muss ich natürlich bei der Fragestellung, wie 
ich das Geld gerecht und ausgewogen verteile, 
neue Parameter finden.  

Anders als Ihre Fraktion hat die FDP-Fraktion einen 
Antrag eingebracht, der ja im Kommunalausschuss 
behandelt werden wird, wenn Sie der Überweisung 
zustimmen. Dann unterhalten wir uns über gestaffel-
te, fiktive Hebesätze, über neue Stellschrauben in 
diesem GFG. Insofern freue ich mich, wenn wir die-
se Debatte im kommunalen Ausschuss fortsetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möch-
te Ihnen noch etwas zu unserem Antrag sagen. 
Herr Minister Jäger, es hat mich gefreut – das mei-
ne ich wirklich mit allem Ernst –, dass Sie unseren 
Antrag eben in Ihrer Einbringungsrede zum GFG 
zumindest als Aufschlag zu einer Debatte angese-
hen und als Beitrag zu einer solchen Diskussion 
qualifiziert haben. So ist der Antrag auch gemeint: 
Wir wollen konkret Beiträge leisten, das Gemeinde-
finanzierungssystem insgesamt transparenter und 
auch gerechter zu machen. 

(Beifall von Christof Rasche [FDP]) 

Es würde bei der Steuerkraftermittlung ausreichen, 
verschiedene fiktive Hebesätze zugrunde zu legen, 
die nach Gemeindegrößen gestaffelt sind und das 
tatsächliche Steuereinnahmepotenzial der Kommu-
nen abbilden. Das ist realitätsnah. Dann würden 
auch die vielen Verwerfungen, die wir in den grenz-
nahen Gebieten von Nordrhein-Westfalen haben – 
zum Beispiel zu Rheinland-Pfalz oder auch zu Nie-
dersachsen – nicht mehr auftreten. Verwerfungen 
haben wir nämlich, weil es im nordrhein-
westfälischen Grenzgebiet Städte gibt, die wegen 
der fiktiven Hebesätze bei der Gewerbesteuer bei 
weit über 400 Punkten liegen, während die Gewer-
besteuer im niedersächsischen Grenzgebiet bei 300 
Punkten liegt. Das macht kommunale Wirtschafts-
förderung natürlich auch sehr schwer. 

Insofern, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ist dieser Antrag der FDP-Fraktion ein, glaube ich, 
wichtiger Beitrag, dieses Thema insgesamt anzu-
gehen. Ich freue mich auf die Beratungen und die 
Anhörung im Ausschuss sowie die weiteren Debat-
ten hier im Haus. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Abruszat. – Nun spricht für die Fraktion der 
Piraten Herr Kollege Stein. 

Robert Stein (PIRATEN): Werter Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuschauer, Bürge-
rinnen und Bürger auf der Tribüne! Liebe 499 Men-
schen im Stream! Ich möchte zunächst auf die Aus-
führungen von Herrn Abruszat zu meiner Frage ein-
gehen. Mir kommt es ein bisschen so vor, als wür-
den wir fragen: Wie viel hast Du? – Minus zehn! 
Und Du? – Minus 110. – Prima! Geben wir beiden 
minus 60. – Das aber kann nicht dauerhaft die Lö-
sung sein.  

Deswegen brauchen wir natürlich den Ansatz der 
Konnexität. Eine faktische Möglichkeit wäre, dar-
über zu reden – hier im Land können wir allerdings 
nicht viel anstoßen –, in der Tat im Bund moderate 
Steuererhöhungen zu fordern. Denn wir müssen im 
Sinne unserer Kommunen und Gemeinden eine 
nachhaltige, strukturelle Entlastung schaffen. 
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Gestern haben wir hier im Plenum über das Verfah-
ren zur Kreisumlage gesprochen. Unsere Meinung 
dazu haben Sie zur Kenntnis genommen.  

Heute sprechen wir über das Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2012. Und wie ich bereits gestern kri-
tisch ausgeführt habe – ich wiederhole das –, be-
trachten wir die finanzielle Lage der Kommunen mit 
großer Sorge.  

Die in Teil 2 § 2 beschriebene Höhe des Verbund-
satzes ist aus unserer Sicht zu niedrig angesetzt. 
Historisch betrachtet entwickelt sich diese Quote 
immer weiter nach unten. 

Zur Stärkung der kommunalen Finanzausstattung 
ist es aus unserer Sicht notwendig, über eine gene-
relle Anhebung dieses Satzes nachzudenken. Klar, 
die finanziellen Mittel sind klamm; ich verweise hier 
wieder auf die Forderung in Richtung Bund. Die 
könnten wir hier auch gerne mal gemeinsam stellen. 
Wir könnten ja mal geschlossen auftreten. Wir müs-
sen uns ja nicht in Altparteiendidaktik üben und uns 
immer nur gegenseitig Sachen vorwerfen. Wir soll-
ten auch mal nach vorne blicken. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Natürlich begründen Sie die Festsetzung der Quote 
mit dem Verhältnis der finanziellen Situation des 
Landes und der Gemeinden. Diese lässt bei rein 
oberflächlicher Betrachtung auch den Schluss zu, 
dass die Quote nicht weiter geändert werden muss. 
Jedoch sind viele Kommunen kaum noch in der La-
ge, ihre Einnahmeseite zu steigern; ich habe das 
gerade ausgeführt. Die Möglichkeiten sind größten-
teils ausgeschöpft. Trotzdem mussten 177 Kommu-
nen zum Stichtag 31. Dezember 2011 ein Haus-
haltssicherungskonzept aufstellen, Herr Jäger. Laut 
Ihren Erläuterungen können davon aktuell sogar nur 
33 genehmigt werden. Das ist zumindest Ihre Aus-
sage dazu, werte Landesregierung. 

Und das ist auch die Situation hier im Land: Auch 
die Kassenkredite steigen im Vergleich zu den Vor-
jahren an. Sachinvestitionen werden in NRW hinge-
gen pro Kopf zu wenig aufgewendet wie sonst nir-
gendwo in der Bundesrepublik im Jahre 2011. Das 
sage übrigens nicht ich, sondern das sind die Zah-
len des Bundesministeriums der Finanzen. Hier be-
steht dringender Handlungsbedarf. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Ein weiterer Punkt, den ich in diesem Zusammen-
hang auch sehr erwähnenswert finde, ist die Höhe 
der Schul- und Bildungspauschalen in § 17. Viele 
Zahlen wurden angepasst. Die meisten Zahlungen 
wurden sogar erhöht – aber gerade dieser wichtige 
Posten nicht. Stutzig werde ich genau deswegen, 
weil ich der Regierungserklärung entnehmen konn-
te – Frau Kraft ist jetzt leider nicht da –, dass Bil-
dung natürlich an erster Stelle des Regierungshan-
delns steht. Die Zahlen sagen aber etwas ganz an-
deres aus! Der Ausbau der Kitas gerät nämlich ins 

Stocken! Die Quote der unter Dreijährigen in Kitas 
liegt hier im Land bei 15,9 %! Im Bundesvergleich 
ist das angesichts der Quote von 25,9 % nichts! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Auch die Inklusion – jetzt wird es ganz spannend – 
wird die Schulen weiterhin finanziell fordern. Zusätz-
liche Baumaßnahmen werden in diesem Zuge fällig. 
Ich bezweifle sehr, dass die angesetzten Mittel ins-
gesamt dafür ausreichen werden. Und einfach zu 
sagen und zu suggerieren, Paralympics seien Inklu-
sion, das reicht wirklich nicht aus, Frau Kraft! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Paralympics in der heutigen Form sind das krasse 
Gegenteil von Inklusion! Ein gemischter Wettstreit 
wäre Inklusion! Dieser Altparteien-Fail hätte bei uns 
zu einem Shitstorm ungeahnten Ausmaßes geführt, 
hätte das jemand von uns gesagt! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Noch eine kleine Anmerkung zum Schluss: Sie wei-
sen in der Begründung des allgemeinen Teils in 
Punkt 2.1 darauf hin, dass die Umstellung vom ka-
meralen auf das doppische Rechnungswesen seit 
dem 1. Januar 2009 abgeschlossen ist. Leider kann 
ich dann nicht nachvollziehen, warum bisher keiner-
lei Zahlenwerk für die Ergebnisrechnung und die Bi-
lanzen vorliegen. Wir hatten das schon geklärt. Ein 
adäquateres Bild der finanziellen Situation aller 
Kommunen kann man mit Sicherheit erreichen, 
wenn diese Zahlen transparent veröffentlicht wer-
den. 

Wir als Oppositionspartei haben hier übrigens schon 
geliefert. Gestern haben wir die Visualisierung des 
Landeshaushalts veröffentlicht. Wie lange haben wir 
für diese Aufgabe gebraucht? – Eine Woche. Wie 
lange haben die Parteien hier im Landtag schon Zeit 
gehabt, diese einfache Aufgabe zu erledigen? – 
Mehrere Jahre.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Unsere Meinungen und Wünsche zu der Veröffent-
lichung der Zahlen habe ich schon gestern in mei-
nem Statement zum NKF geäußert. Ich wollte an 
dieser Stelle noch einmal darauf hinweisen: NKF, 
Transparenz, Piraten! – Danke. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Stein.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich muss es noch 
einmal sagen: Wir haben gerade wieder festgestellt, 
dass es im Plenarsaal lauter ist als in der Vergan-
genheit. Wissen Sie auch, warum? Ich erkläre es 
Ihnen schnell. Vorher hatten wir mehr Holz und 
mehr Polster im Raum. Beides ist nicht mehr da, 
und deshalb ist der gesamte Geräuschpegel we-
sentlich höher als vorher. Das ist eine Feststellung, 
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die wir hier oben seit vorgestern machen. Ich darf 
Sie daher bitten, Ihre Gespräche leiser oder mög-
lichst gar nicht hier im Raum zu führen. Es ist für 
den Redner bzw. für die Rednerin und für das Prä-
sidium wirklich schwierig, der Debatte zu folgen. Es 
wird Ihnen im Saal möglicherweise auch so erge-
hen. Insofern bitte ich nochmals um Ihr Verständnis. 
Das hat sich durch die baulichen Veränderungen 
einfach neu ergeben. 

Als nächster Redner spricht für die Landesregierung 
Herr Minister Jäger. Bitte schön.  

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Bedauerlicherweise kann ich in den Reihen 
der CDU Herrn Kuper jetzt nicht sehen. – Ach, da ist 
er. Ich würde nämlich gerne auf einiges eingehen, 
was Sie dargestellt haben. 

Ich bedaure Sie in Ihrer Rolle insofern, als Sie nun 
neuer kommunalpolitischer Sprecher der CDU-
Fraktion sind, diesem Parlament neu angehören 
und Ihre Kolleginnen und Kollegen Sie offensichtlich 
nicht darüber unterrichtet haben, was für eine 
Kommunalpolitik diese Fraktion zwischen 2005 und 
2010 betrieben hat. 

(Beifall von der SPD) 

Damit wir auch in Zukunft auf einem guten Niveau 
miteinander diskutieren können, müssen Sie sich 
das jetzt noch mal anhören, Herr Kuper. 

In den Jahren 2005 bis 2010 – also in nur fünf Jah-
ren – haben sich die Liquiditätskredite der nord-
rhein-westfälischen Kommunen mehr als verdop-
pelt, nämlich von 10 Milliarden auf über 20 Milliar-
den €. In diesen fünf Jahren hat die alte Landesre-
gierung den kommunalen Kassen 3 Milliarden € zur 
eigenen Konsolidierung entzogen und – und das ist 
das Schlimmste – mangels Mutlosigkeit zu einer 
Ungerechtigkeit im GFG beigetragen, die ohneglei-
chen gewesen ist. 

Die alte Landesregierung hat im Rahmen des GFG 
die kompletten Schlüsselmassen nach Datensätzen 
des Jahres 1999 verteilt. 1999 gab es SGB II bzw. 
Hartz IV übrigens noch gar nicht. Das heißt, das 
Geld ist nicht nach den tatsächlichen Belastungen 
der jeweiligen Kommune verteilt worden, sondern, 
weil der Mut fehlte, diese Datenanpassung vorzu-
nehmen, nach Datensätzen, die zu Ungerechtigkei-
ten und Verwerfungen geführt haben. 

Herr Kuper, diese Landesregierung lässt es sich 
nicht gefallen, dass die Mutlosigkeit der alten Lan-
desregierung, die zu völligen Verwerfungen in der 
kommunalen Familie geführt hat, die wir jetzt aufge-
löst und aufgebrochen haben, jetzt Anlass für Sie 
ist, wir würden zwischen den Gemeindearten unter-
scheiden.  

Um es deutlich zu sagen: Diese Landesregierung 
kennt die Probleme der Kommunen, seien es klei-

ne, seien es große, seien es mittelgroße oder seien 
es die Kreise. Das unterscheidet uns von der Vor-
gängerregierung. Wir nehmen diese Probleme näm-
lich ernst, und wir reden mit den Kommunen dar-
über. 

(Beifall von der SPD) 

Ich bin Herrn Abruszat sehr dankbar, dass er noch 
einmal die Frage aufgeworfen hat, ob es einer 
grundsätzlichen Reform bedarf. Ich will darauf hin-
weisen, dass ein Vorgängerparlament im Jahre 
2007 einmütig das Wirtschaftsinstitut ifo beauftragt 
hat, das Gemeindefinanzierungsgesetz in Nord-
rhein-Westfalen einer erneuten Begutachtung zu 
unterziehen. Dieses ifo-Gutachten lag im Jahre 
2008 vor. Es ist dann aus der Mitte des Parlaments 
eine fraktionsübergreifende Arbeitsgruppe gebildet 
worden. Darin war Ihre FDP-Fraktion genauso ver-
treten wie unsere SPD-Fraktion, die sich damals üb-
rigens in der Opposition befand.  

Wir sind die Vorschläge des ifo-Gutachters durch-
gegangen und haben gesagt: Das, was in dem Gut-
achten an Modernisierungsveränderungen vorge-
schlagen worden ist, das tragen wir gemeinsam. 
Das Ergebnis ist, dass die Soziallasten zwischen 
den 396 Kommunen gerecht verteilt werden müs-
sen – so, wie wir es heute tun.  

Herr Abruszat, ich sage Ihnen ganz deutlich: Diese 
Leistung war eine Leistung des gesamten Parla-
ments. Sie sollten das nicht damit infrage stellen 
oder diskreditieren, dass es da einen Reformbedarf 
gebe, der sich über Jahre angestaut habe. Das Ge-
genteil ist der Fall.  

Trotzdem sage ich: Wir sind niemals am Ende des 
Prozesses, weil sich die Welt permanent verändert 
und sich auch die kommunalen Belastungen ständig 
wandeln. Aber das Wesentliche, was die kommuna-
le Finanzausstattung so schmälert, nämlich die So-
ziallasten, irgendwie wieder aus den kommunalen 
Finanzausgleich herauszurechnen, wäre ungerecht, 
unsolidarisch und falsch, Herr Abruszat.  

(Beifall von der SPD) 

Deshalb sage ich noch einmal: Es muss der ge-
meinsame Auftrag der Fraktionen sein, klarzuma-
chen, was wir gemeinsam im Jahre 2011 festge-
stellt haben: Wenn in Berlin nur ein Halbsatz in ei-
nem Gesetz beschlossen wird, hat das ganz klare 
Konsequenzen für die Kosten der Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen. Und das muss aufhören. Der 
Berliner Haushaltsgesetzgeber muss die Dynamik 
seiner Gesetzgebung selbst im Haushalt spüren 
und sich deshalb an den Soziallasten der Kommu-
nen beteiligen, übrigens nicht nur in Nordrhein-
Westfalen, sondern bundesweit. Daran sollten wir 
gemeinsam arbeiten.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Vereinzelt Beifall von den PIRATEN) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. – Der guten Ordnung halber muss 
ich sagen, dass die Landesregierung ihre Redezeit 
ein wenig überzogen hat, sodass auch diejenigen, 
die nur ein bisschen überzogen haben, noch Gele-
genheit hätten, einige Minuten zu sprechen. Ist je-
mand da, der das Wort wünscht? – Das ist nicht der 
Fall. Damit wären wir am Ende der Beratung. 

Bevor ich in die Abstimmung übergehe, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, gestatte ich mir, die De-
batte an dieser Stelle kurz zu unterbrechen. Ich 
möchte nämlich auf der Zuschauertribüne einen 
Gast begrüßen.  

Ich freue mich sehr, dass der ehemalige Minister-
präsident des Staates Israel, Herr Ehud Olmert, 
heute hier zu Besuch ist. Ich darf Sie sehr herzlich 
begrüßen. 

(Anhaltender allgemeiner Beifall) 

Sehr geehrter Herr Olmert, ich freue mich, dass Sie 
heute den Landtag Nordrhein-Westfalen besuchen. 
Sie werden begleitet von unserer Präsidentin und 
unserem ehemaligen Vizepräsidenten, Herrn 
Moron. Ich freue mich, dass das Hohe Haus mit 
diesem sehr freundlichen Applaus diese Begrüßung 
unterstrichen hat. 

Ihr Besuch ist Ausdruck der besonderen Beziehun-
gen unseres Landes zu Israel. Er ist auch Ausdruck 
unserer gemeinsamen Freundschaft, die wir weiter 
ausbauen wollen. Ich darf Ihnen versichern, das ist 
eine Herzensangelegenheit aller Kolleginnen und 
Kollegen des Hohen Hauses.  

Nochmals: Herzlich willkommen und danke für Ihren 
Besuch!  

(Allgemeiner Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fahren in unse-
rer Tagesordnung fort.  

Jetzt steht die Abstimmung über das Haushaltsge-
setz 2012 an. Der Ältestenrat schlägt vor, den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/300 sowie die Mittel-
fristige Finanzplanung 2011 bis 2015 Drucksa-
che 16/301 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss – federführend – sowie an die zuständigen 
Fachausschüsse mit der Maßgabe zu überwei-
sen, dass die Beratung des Personalhaushalts ein-
schließlich aller personalrelevanten Ansätze im 
Haushalts- und Finanzausschuss unter Beteiligung 
seines Unterausschusses „Personal“ erfolgt. Wer 
stimmt dieser Überweisungsempfehlung zu? – Gibt 
es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist die 
Überweisung einstimmig erfolgt. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Gemeinde-
finanzierungsgesetz. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 
16/302 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Kommunalpolitik. Wer stimmt der Überwei-

sung zu? – Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Ent-
haltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit haben wir 
einstimmig überwiesen.  

Wir entscheiden nun über die Überweisung des 
Gesetzentwurfes der Landesregierung Drucksa-
che 16/176. Der Ältestenrat empfiehlt die Überwei-
sung dieses Gesetzentwurfes an den Ausschuss 
für Kommunalpolitik – federführend – sowie an 
den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer 
stimmt dieser Überweisung zu? – Gibt es Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist auch hier einstimmig überwiesen worden. 

Wir entscheiden dann über den Antrag der Fraktion 
der FDP Drucksache 16/816. Hierzu empfiehlt der 
Ältestenrat die Überweisung des Antrages an den 
Ausschuss für Kommunalpolitik – federführend – 
sowie an den Haushalts- und Finanzausschuss. 
Die abschließende Beratung und Abstimmung soll 
im federführenden Ausschuss erfolgen. Wer stimmt 
dem zu? – Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Ent-
haltungen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist auch 
das einstimmig so beschlossen. 

Schließlich stimmen wir ab über den Antrag der 
Fraktion der CDU Drucksache 16/819. Die antrag-
stellende Fraktion hat direkte Abstimmung bean-
tragt. Wer stimmt diesem Antrag der Fraktion der 
CDU zu? – Die CDU-Fraktion, die FDP-Fraktion und 
zwei Mitglieder der Fraktion der Piraten. Wer stimmt 
dagegen? – Die SPD-Fraktion und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen sowie sechs Mitglieder der 
Piraten. Damit hat eine Mehrheit des Hohen Hauses 
diesen Antrag abgelehnt – bei einigen Enthaltun-
gen, die wir hier zählend zur Kenntnis genommen 
haben. – Ich bedanke mich für diese herrliche Ab-
stimmung. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wir kommen damit zur Aktuellen Stunde. Ich rufe 
auf:  

2 Neue Personalauswahl zerschlägt bewährte 
Struktur im Vorstand der NRW-Stiftung 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/849 

Die CDU hat mit Schreiben vom 10. September 
2012 gemäß § 90 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung 
eine Aktuelle Stunde zu diesem Thema beantragt.  

Für die CDU-Fraktion hat sich unser Kollege Herr 
Kaiser zu Wort gemeldet. Während Herr Kaiser den 
Weg zum Rednerpult zurücklegt, darf ich darauf 
hinweisen, dass während der Aktuellen Stunde kei-
ne Zwischenfragen möglich sind. So schreibt es un-
sere Geschäftsordnung vor. – Herr Kaiser, Sie ha-
ben das Wort. 
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